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1. Einleitung

Aus diesem Grund ist es das Ziel der 
Arbeit, unter Integra�on bestehender 
Konzepte aus dem Case-Based Reasoner 
Maintenance (deutsch: Pflege Fallba-
sierter Systeme), das Verständnis eines 
modernen Qualitätsmanagements auf 
Fallbasierte Systeme im Angebotsengi-
neering zu übertragen.

Au�auend auf Analysen der Leistungs-
fähigkeit Fallbasierter Systeme im An-
gebotsengineering, des Total Quality 
Management und des Standes zur Qua-
litätsmanagemen�orschung für Fallba-
sierte Systeme werden qualitätsbezoge-
ne Voraussetzungen, Rahmenbedingun-
gen und Mess- und Steuerungselemente 
für die Wissensbasis erarbeitet und ihre 
Ausgestaltung beispielha� aufgezeigt.

2. Leistungsfähigkeit Fallbasierter Systeme 
im Angebotsengineering

Für Unternehmen mit au�ragsgebun-
dener Einzel- und Kleinserienfer�gung 

komplexer, kundenindividueller Produk-
te bildet das Angebotsengineering einen 
Schlüsselprozess für den Unternehmens-
erfolg. Die Erarbeitung eines erfolg-
reichen Angebots erfordert die konse-
quente Nutzung und Wiederverwen-
dung allen verfügbaren Produkt-, Fer-
�gungs- und Kostenwissens. Ein Fallba-
siertes System im Angebotsengineering 
stellt angebotsrelevante technisch-be-
triebswirtscha�liche Episoden (in Form 
von Fällen) und wiederverwendungsbe-
zogenes Wissen (in Form von Ähnlich-
keitsmaßen, suchrelevanten A�ributen, 
Wissen zur Lösungsadap�on) bereit, das 
die Mitarbeiter zur Erarbeitung erfolg-
reicher Angebote benö�gen.

Als Repräsenta�on eines Ausschni�s 
des angebotsrelevanten Erfahrungswis-
sens muss die Wissensbasis des Fall-
basierten Systems zu jedem beliebigen 
Zeitpunkt den aktuellen Wissensstand 
repräsen�eren. Doch das angebotsrele-
vante Erfahrungswissen entwickelt sich 
kon�nuierlich weiter. Die Qualität der 
Wissensbasis wird sich im Zeitablauf 

verschlechtern, wenn sie mit diesen Ver-
änderungen nicht Schri� hält.

Diese Verschlechterungen zeigen sich in 
Form von Qualitätsmängeln und stellen 
„[inconformi�es] between the view of 
the real-world system that can be infer-
red from a represen�ng … [knowledge 
base, A.d.V.] and the view that can be 
obtained by directly observing the real-
world system“ [4] dar. 

Qualitätsmängel können aus fehlerha� 
repräsen�ertem Wissen (Datendefekte, 
z. B. durch Verarbeitungs- oder Übertra-
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In dieser Ausgabe

In verschiedenen Arbeiten wurde bereits untersucht und bestä�gt, dass Fallbasierte 
Systeme, auch durch Integra�on mit konven�onellen Anwendungen, die Problem-
lösungsprozesse im Angebotsengineering wirksam unterstützen können [1],[2],[3]. 
Deren Leistungsfähigkeit wird wesentlich von der Qualität ihrer Wissensbasis beein-
flusst, die beeinträch�gt ist, wenn den Anwendern Informa�on bereitgestellt wird, 
die nicht mit ihrer Wahrnehmung der Entscheidungssitua�on korrespondiert.

Die hohe Komplexität heu�ger Entscheidungssitua�onen im Angebotsengineering 
macht die Unterstützung durch problemadäquat bereitgestellte technische und be-
triebswirtscha�liche Informa�on zu einem zentralen Erfolgsfaktor. Die Erhaltung 
und kon�nuierliche Verbesserung der Qualität der Wissensbasis des Fallbasierten 
Systems ist hierfür eine wesentliche Voraussetzung.
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gungsfehler) oder korrekten, aber veral-
teten Wissensständen in der Wissensba-
sis (Wissensdefekte, z. B. durch techni-
schen Fortschri�) resul�eren.

Aus der Forderung nach aktueller, und 
korrekter Repräsenta�on des Erfah-
rungswissens einer interdisziplinären 
Anwendungsdomäne und der eventuel-
len Anbindung des Systems an bestehen-
de Wissensspeicher (PDM-System, ERP-
System) ergeben sich komplexe Anfor-
derungen an die Erhaltung der Qualität 
der Wissensbasis. Sie lässt sich dadurch 
dauerha� nicht allein durch zufallsba-
sierte Pflegeintervalle, kon�nuierliche 
Pflegealgorithmen und nicht ohne geziel-
te Informa�on über ihr Qualitätsniveau 
sicherstellen.

Benö�gt werden demgemäß Möglich-
keiten zur systema�schen und gezielten 
Messung und Steuerung des Qualitätsni-
veaus auf der Grundlage exakter und re-
gelmäßig erhobener Qualitätsinforma�-
on. Dies zu gewährleisten ist Gegenstand 
des Qualitätsmanagements.

3. Qualitätsmanagemen�orschung in 
Fallbasierten Systemen

In den Normen des Deutschen Ins�tuts 
für Normung e. V. (DIN e. V.) wird Quali-
tät als „Grad, in dem ein Satz inhärenter 
Merkmale Anforderungen erfüllt“ [5], 
definiert. Bezogen auf Informa�onssys-
teme wird häufig die Formulierung „fit 
for the use“ verwendet. Vielfach wird 
damit vor allem die anwenderbezogene 
Qualitätssicht begründet. Doch deutet 
die Umschreibung an, dass Qualität als 
mehrdimensionales Maß zur Beurteilung 
der Zweckeignung von Daten und Infor-
ma�on zu sehen ist, zumal die Befrie-
digung der Anwenderbedürfnisse auch 
korrekte Datenstrukturen und Bereitstel-
lungsprozesse benö�gt.

Das heu�ge Qualitätsmanagementver-
ständnis basiert auf Total Quality Ma-
nagement (TQM), einem ganzheitlichen 
Ansatz zur Ausrichtung aller Strukturen, 
Ak�vitäten und Verhaltensweisen auf 
die kon�nuierliche Verbesserung der 
Qualität. TQM umfasst „alle Tä�gkeiten 
der Gesam�ührungsaufgabe, welche die 
Qualitätspoli�k, Ziele und Verantwortun-
gen festlegen sowie diese durch Mi�el 
wie Qualitätsplanung, Qualitätslenkung, 
Qualitätssicherung und Qualitätsverbes-
serung … verwirklichen“ [6]. 

Ausgehend von diesem Qualitätsver-
ständnis wird der relevante Forschungs-
stand zu Qualität in Fallbasierten Sys-
temen analysiert. Im Ergebnis kann 
festgestellt werden, dass Qualität auch 
in Fallbasierten Systemen eine wesent-
liche Rolle spielt. Es zeigt sich jedoch 
eine, im Vergleich zu konven�onellen 
Informa�onssystemen, andere Schwer-
punktsetzung. Die Arbeiten beschä�igen 
sich vorwiegend mit der Planung und 
Entwicklung von Ansätzen und Konzep-
ten zur Pflege der Wissensbasis und der 
Analyse und Entwicklung von Methoden 
und Algorithmen zur automa�sierten 
bzw. teilautoma�sierten Pflege der Wis-
senseinheiten. Erarbeitete Konzepte und 
Methoden werden unter dem Begriff 
„Case-Based Reasoner Maintenance“ zu-
sammengefasst.

Obgleich viele dieser Konzepte und Me-
thoden für die Qualitätsmessung und          
-steuerung der Wissensbasis Verwen-

dung finden können, exis�ert kein Ansatz, 
der die Anforderungen eines ganzheitli-
chen Qualitätsmanagements abdeckt. Es 
werden jeweils nur ausgewählte Aspekte 
beleuchtet.

Um diese Lücke aufzufüllen, wird ein 
Rahmenkonzept für die Gestaltung von 
organisa�onalen Strukturen, Ak�vitäten 
und Verhaltensweisen zur Messung und 
Steuerung der Qualität der Wissensbasis 
Fallbasierter Systeme im Angebotsengi-
neering erarbeitet.

4. Qualitätsmessung und -steuerung 
Fallbasierter Systeme

Die Wissensbasis des Fallbasierten Sys-
tems im Angebotsengineering erhält ihre 
Wissenseinheiten auch aus anderen Wis-
sensspeichern, weshalb Qualität hier auf 
verschiedenen Ebenen betrachtet wer-
den muss.

• Auf informa�onsbezogener Ebene wird 
die effiziente Informa�onsversorgung 
der Anwender beurteilt.

• Auf logischer Ebene wird die Qualität 
der Wissensrepräsenta�on (Schema der 
Wissensbasis) beurteilt.

• Auf physischer Ebene wird die Qualität 
in den Informa�onssystemen beurteilt, 
die für das Fallbasierte System Wissens-
einheiten (z. B. Fälle) liefern.

Ausgehend davon wird Qualität definiert 
als mehrdimensionales Maß für die Eig-
nung der Wissensbasis des Fallbasierten 
Systems, ihren vorgegebenen Zweck zu 
erfüllen, wobei sich diese Eignung im 
Zeitablauf ändern kann, wenn sich das 
angebotsrelevante Erfahrungswissen 
oder die Bedürfnisse der Anwender än-
dern.

Qualitätsmessung und -steuerung umfasst 
sämtliche Strukturen, Ak�vitäten und ver-
haltensbezogene Aspekte, die benö�gt 
werden, um die Qualität der Wissensba-
sis dauerha� aufrecht zu erhalten und zu 
verbessern. Gemäß TQM sind dazu neben 
kunden-, auch prozess- und mitarbeiter-
orien�erte Aspekte zu berücksich�gen. 
Die Strukturen, Ak�vitäten und Verhal-
tensweisen müssen gegebene Rahmenbe-
dingungen des Unternehmens (Manage-
ment), der Anwendungsdomäne (Organi-
sa�on) und des konkreten Fallbasierten 
Systems (Technik) berücksich�gen.

Annett Bierer studierte Betriebswirt-
schaftslehre an der TU Chemnitz. Von 
2002 bis Anfang 2009 war sie wis-
senschaftliche Mitarbeiterin an der 
Professur Wirtschaftsinformatik I, wo 
sie auch promovierte. Seit April 2009 
arbeitet sie als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin an der Professur Unterneh-
mensrechnung und Controlling im 
Projekt eniPROD.
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Abbildung 1 fasst die erarbeiteten Vor-
aussetzungen, Rahmenbedingungen und 
Elemente zur Gestaltung und Durchfüh-
rung der Qualitätsmessung und -steue-
rung für die Wissensbasis zusammen.

Auf der unteren Ebene werden die Prinzi-
pien des TQM eingeordnet. Sie konkre�-
sieren allgemeine und durchführungsbe-
zogene Grundsätze für die Qualitätsmes-
sung und -steuerung. So sind z. B. für die 
Prozessorien�erung die Grundsätze pro-
zessorien�erter Ansatz (Ak�vitäten der 
Systemnutzung und Qualitätssteuerung 
als verbundene Prozesse), systemorien-
�erter Managementansatz (Denken in 
Regelungskreisläufen und Koordina�on 
mit anderen Managementaufgaben) und 
kon�nuierliche Verbesserung (laufende 
Überprüfung und Anpassung der Quali-
tät der Wissensbasis) umzusetzen.

Die mi�lere Ebene enthält Rahmenbe-
dingungen des Systemumfeldes. Qua-
si als Voraussetzung für eine effiziente 
Qualitätsmessung und -steuerung sind 
die gegebenen managementbezogenen 
(Qualitätsstrategie für das Fallbasierte 
System, Schni�stellen zu anderen Ma-
nagementaufgaben), organisa�onalen 
(au�au- und ablauforganisatorische 
Gegebenheiten) und technischen Vor-
aussetzungen (IT-Voraussetzungen für 
die Implemen�erung qualitätsrelevanter 
Ak�vitäten) abzuklären.

Die obere Ebene definiert Elemente des 
Qualitätssystems. Qualitätsziele und          
-merkmale bilden zusammen mit ihren 
Messgrößen und den zu erhebenden 
Qualitätsdaten übergreifende Elemente. 
Zur Durchführung der Qualitätsmessung 
und -steuerung werden Qualitätsprüf-
ungen eingesetzt, für die entsprechende 
Ak�vitäten und Prozesse zur Erhebung, 
Analyse und Modifika�on des Quali-
tätsniveaus benö�gt werden. Um eine 
kon�nuierliche Qualitätsverbesserung 
zu ermöglichen, werden die Prüf- und 
Anpassungsak�vitäten zu Qualitätsregel-
kreisen kombiniert. Um die geforderte 
Mitarbeiterorien�erung zu integrieren, 
sind verhaltensbezogene Elemente zu 
gestalten. Sie umfassen Rollenkonzepte 
für die Verteilung von Verantwortlich-
keiten, Trainingsmaßnahmen und die 
Einrichtung von Feedback-Kanälen zur 
Einbindung der Anwender in die Quali-
tätsmessung und -steuerung. 

5. Zusammenfassung

In der Arbeit wurde ein umfassendes 
Grundgerüst zur Qualitätsmessung und      
-steuerung der Wissensbasis Fallba-
sierter Systeme im Angebotsenginee-
ring erarbeitet. Mithilfe der definierten 
Grundsätze, Rahmenbedingungen und 
Elemente kann die Planung und Lenkung 
des Qualitätsniveaus gemäß den Anfor-
derungen eines ganzheitlichen Qualitäts-
managements unterstützt werden.

Zwar wurde das Grundgerüst für inte-
grierte Fallbasierte Systeme im Ange-
botsengineering und für Fallbasen mit 
strukturiertem Repräsenta�onsansatz 
beschrieben. Dennoch sind die Kompo-
nenten allgemein genug gehalten, um 
auch auf andere Fallbasierte Systeme mit 
anderen Repräsenta�onsansätzen an-
wendbar zu sein.

Abschließend sei noch einmal betont, 
dass die definierten Grundsätze, Rah-
menbedingungen und Elemente und die 
exis�erenden Ansätze des Case-Based Re-
asoner Maintenance einen integralen Be-
standteil der Umsetzung eines Qualitäts-
mess- und -steuerungsinstrumentariums 
für die Wissensbasis bilden.

An der Schni�stelle zwischen Quali-
tätsmessung und -steuerung der Wis-
sensbasis und Case-Based Reasoner 
Maintenance können weiterführende 
Forschungsarbeiten ansetzen. So besteht 
Bedarf bei der Entwicklung qualitätsge-
rechter Fallbasierter Systeme, der Un-
tersuchung kostenbezogener und rechtli-
cher Aspekte des Qualitätsmanagements 
und des Einflusses von Qualitätsak�vitä-
ten auf die Performanz des Systems.

[1] Meyer, S.: Verarbeitung unscharfer In-
forma�onen für die fallbasierte Kosten-
schätzung im Angebotsengineering, Dis-
serta�on TU Chemnitz. Chemnitz 2001.

[2] Nietsch, T.: Erfahrungswissen in der 
computergestützten Angebotsbearbei-
tung: Erfassung, Darstellung und Anwen-
dung mithilfe fallbasierter Methoden. 
Disserta�on Universität Münster. Wies-
baden 1996.

[3] Rösler, M.: Kontextsensi�ves Kos-
teninforma�onssystem zur Unterstüt-
zung frühzei�ger Produktkostenexper�-
sen im Angebotsengineering. Disserta�-
on TU Chemnitz. Chemnitz 2005.

[4] Huang, K.-T.; Lee, Y. W.; Wang, R. Y.: 
Quality Informa�on and Knowledge. New 
Jersey 1999.

[5] DIN e. V. (Hrsg.): Qualitätsmanage-
ment, Sta�s�k, Zer�fizierung: Begriffe 
aus DIN-Normen. Berlin 1995.

[6] DIN e. V. (Hrsg.): DIN EN ISO 9000:2005. 
Qualitätsmanagementsysteme – Grund-
lagen und Begriffe. Berlin 2005.

Abb. 1: Grundsätze und Elemente der Qualitätsmessung und -steuerung in Fall-
basierten Systemen
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1. Mo�va�on

Akteure, die ein Ziel allein verfolgen, 
sind tendenziell weniger erfolgreich, als 
diejenigen, die sich für das Erreichen 
desselben Zieles zusammenschließen 
und miteinander kooperieren. In diesem 
Sinne stellt die Koopera�on eine wich�-
ge Voraussetzung für die Evolu�on dar, 
da nur diejenigen Akteure langfris�g 
überleben und sich im Konkurrenzkampf 
erfolgreich durchsetzen werden, die sich 
an die gegebenen Umweltbedingungen 
am besten anpassen können und die wir-
kungsvollsten und erfolgreichsten Über-
lebensstrategien anwenden. Koopera�-
on ist in den meisten Fällen eine sehr er-
folgreiche Strategie. Übertragen auf die 
Ökonomie lassen sich ähnliche Schlüsse 
ziehen. So können zwar eigenständige 
Unternehmen prinzipiell am Markt er-
folgreich agieren, der Zusammenschluss 
von zwei oder mehreren Unternehmen 
oder Unternehmensteilen setzt jedoch 
o�mals zusätzliche Potenziale frei, die 
eine erfolgreichere Mark�eilnahme zu-
lassen, sofern diese Vorteile nicht durch 
Reibungs- und Koordina�onsverluste zwi-
schen den kooperierenden Partnern kom-
pensiert werden. Aus dieser Perspek�ve 
lassen sich vielerlei (erfolgreiche) Arten 
von Koopera�onen und Zusammenarbeit 
aus historischer Sicht in der Ökonomie 
iden�fizieren. Wesentliche Meilensteine 
stellen hierbei die Einführung der Ar-
beitsteilung bei Produk�onsprozessen, 
die konsequente Verbesserung der Fließ-
bandproduk�on im industriellen Umfeld 
oder die Bildung und das Betreiben von 
Unternehmenskoopera�onen in Form 
von Unternehmensnetzwerken oder Vir-
tuellen Unternehmen dar.

Insbesondere seit Mi�e des vergangenen 
Jahrhunderts werden ökonomisch mo�-
vierte Koopera�onen auch verstärkt aus 
wissenscha�licher Perspek�ve durch-
drungen. Während zunächst primär 
volkswirtscha�liche Fragestellungen im 
Mi�elpunkt standen, werden seit etwa 
1980 verstärkt auch betriebswirtscha�-

lich orien�erte Problemstellungen der 
Koopera�on von ökonomischen Akteuren 
bzw. Unternehmen disku�ert. Insbeson-
dere seit 1990 sind Netzwerke und das 
Lieferke�enmanagement beliebte For-
schungsgebiete, was mi�lerweile dazu 
geführt hat, dass zahlreiche allgemeine 
und grundlegende Sachverhalte geklärt 
sind und die aktuellen Arbeiten speziel-
lere Problemstellungen fokussieren. Die 
nachfolgend geschilderte Thema�k kann 
hier eingeordnet werden.

2. Problemstellung

Mi�elständische, kleine und Kleinstun-
ternehmen repräsen�eren in den meis-
ten Volkswirtscha�en den wich�gsten 
und einflussreichsten Anteil aller Unter-
nehmensarten. So sind über 90 % aller 
Unternehmen in der Europäischen Uni-
on Kleinstunternehmen, die einen An-
teil von knapp 40% aller Beschä�igten 
aufweisen. Jedoch besteht hinsichtlich 
der Arbeitsproduk�vität und Rentabilität 
im Vergleich zu den anderen Unterneh-
menskategorien ein nennenswertes Ver-
besserungspotenzial. Dieses Verbesse-
rungspotenzial gilt es zu lokalisieren und 
Möglichkeiten zu dessen Erschließung zu 
iden�fizieren. In diesem Zusammenhang 
erscheint auch die Intensivierung von 
überbetrieblichen Koopera�onen bspw. 
in Form von au�ragsspezifisch konfigu-
rierten Wertschöpfungsnetzwerken eine 
viel versprechende Op�on. Da für derar�-
ge Netzwerke insbesondere für Aufgaben 
in den Phasen der Durchführung und des 
Abschlusses des Wertschöpfungsprozes-
ses kaum wissenscha�lich fundierte An-
sätze und Methoden vorliegen, erschien 
es erforderlich, Möglichkeiten zur Ver-
besserung des opera�ven Netzbetriebes 
für produzierende Kleinstunternehmen 
innerhalb vernetzter Organisa�onsstruk-
turen zu erforschen.

Das durch eine sehr große Dynamik cha-
rakterisierbare ökonomische Umfeld 
westlicher Industriena�onen ist geprägt 
durch weit reichende Interessendiver-

genzen, da einerseits die einzelnen Un-
ternehmen einer Branche miteinander 
konkurrieren, diese sich andererseits 
jedoch in Unternehmensnetzwerken mit 
als organisatorische und wirtscha�liche 
Einheit dem We�bewerb stellen. Hierbei 
streben sowohl die einzelnen Unterneh-
men, als auch das Netzwerk als ganzes 
Konstrukt nach Nutzenmaximierung, was 
o�mals dem Streben nach Gewinnmaxi-
mierung gleichzusetzen ist. Vor diesem 
Hintergrund exis�eren unterschiedlich 
gelagerte Interessen, die im Sinne einer 
Kundenorien�erung zu harmonisieren 
sind. Unter Kundenorien�erung wird 
hierbei sowohl ein we�bewerbsfähiger 
Preis, als auch die Einhaltung sämtlicher 
Zusagen bspw. hinsichtlich Produktqua-
lität und Liefertermin verstanden. Um 
dieses Ziel zu erreichen, ist eine durch-
gängige Überwachung eines Wertschöpf-
ungsprozesses sinnvoll, um nach dessen 
Abschluss die Leistungen der einzelnen 
am Wertschöpfungsprozess beteiligten 
Unternehmen unter Berücksich�gung 
geeigneter Kriterien erfassen sowie be- 
und auswerten zu können. Vor dem Hin-
tergrund heterogener Unternehmens-
netzkonfigura�onen und einer o�mals 
eher strategisch ansta� opera�v ausge-
richteten Perspek�ve des Netzwerkma-
nagements gewinnt hierbei die Frage 
der Verteilung der in einem Netzwerk 
generierten Gewinne (oder Verluste) an 
die einzelnen Netzwerkteilnehmer an 
Bedeutung. Unbestri�en ist in diesem 
Zusammenhang die Relevanz dieser 
Thema�k insbesondere auch aus prak-
�scher Perspek�ve. Zwar fordern viele 
Unternehmer klare Regelungen bzgl. der 
Gewinn- und Verlustverteilung, o�mals 
werden jedoch nur sehr grob struktu-
rierte und nicht situa�onsbezogene oder 
aber keine eindeu�gen Regelungen in 
Netzwerken vereinbart. Zudem stellt 
der uneinheitliche rechtliche Rahmen, in 
welchem sich au�ragsspezifisch konfigu-
rierte Virtuelle Unternehmen bewegen, 
einen Problemfaktor dar.

Leistungsanalyse, Anreizgestaltung und Gewinnverteilung in 
koopera�ven Produk�onsstrukturen

Möglichkeiten im Rahmen des Extended Value Chain Management
von Dr. rer. pol. Hendrik Jähn
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Die Aufgabe bestand folglich in der Mo-
dellierung eines Pools von Ansätzen, die 
eine wertschöpfungsprozessbezogene 
Au�eilung von Gewinnen an die Teilneh-
mer von Produk�onsnetzwerken ermög-
lichen. Die Rech�er�gung der Modellie-
rung mehrerer Ansätze resul�erte aus der 
zu erwartenden Heterogenität möglicher 
Netzwerkarten sowie Netzwerkkonfigura-
�onen. Zusätzlich war für die Berücksich-
�gung des in diesem Zusammenhang ein-
fließenden Leistungsaspektes ein umfas-
sender Ansatz für die Analyse der von den 
mitwirkenden Unternehmen erbrachten 
Leistungen auf der Basis ausgewählter 
Leistungsparameter aus opera�ver Pers-
pek�ve zu modellieren, wodurch je nach 
Ausprägung der sich ergebenden Resul-
tate und Erkenntnisse Empfehlungen für 
die Quan�fizierung von geeigneten Sank-
�onen abzuleiten waren. Zur weiteren 
Unterstützung des opera�ven Netzwerk-
managements wurden Ansatzpunkte und 
Möglichkeiten für die Integra�on von An-
reizmechanismen disku�ert. Die jewei-
ligen Resultate aus der Leistungsanalyse 
und der Anreizgestaltung flossen in Form 
von Sank�ons- und Anreizmechanismen 
in ein theore�sches Rahmenkonzept der 
unternehmensbezogenen Gewinnvertei-
lung ein. Hierbei wurden insbesondere 
die Besonderheiten bei der Koopera�on 
von Klein- und Kleinstunternehmen be-
rücksich�gt.

3. Methodik

Die Anwendbarkeit von Modellen oder 
Konzepten kann anhand der Akzeptanz 
bei den beteiligten Akteuren in Erfahrung 
gebracht werden. Ein gutes Modell findet 
hierbei eine (rela�v) große Akzeptanz, 
während ungeeignetere Ansätze schlech-
ter angenommen werden und damit we-
niger zum Einsatz kommen. Ob ein Ansatz 
akzep�ert wird, hängt in erster Linie da-
von ab, ob ihn die betroffenen Akteure als 
gerecht bzw. fair empfinden. Hier ergibt 
sich jedoch das Problem, dass Gerech-
�gkeit und Fairness qualita�ve Merkma-
le darstellen und daher schwer grei�ar 
sind. Zwar können aus philosophischer 
Perspek�ve Fairness und Gerech�gkeit 
disku�ert werden, in der Regel liefern die 
Erkenntnisse einen streitbaren Mehrwert 
für die Ökonomie. Eine faire Gewinnver-
teilung kann jedoch bspw. dann ange-
nommen werden, wenn die Regeln und 

damit das Verteilungsmodell, welche die 
Anteile der einzelnen Individuen quan�fi-
zieren, von den Akteuren als fair angese-
hen werden. Eine Regel wird dann als fair 
empfunden, wenn sich Entscheidungsträ-
ger eins�mmig auf die Anwendung dieser 
Regel im Voraus einigen und in dieser Si-
tua�on eine gleiche Verhandlungsposi�-
on für alle Akteure besteht.

Die vorgelegte Modellierung basiert auf 
drei Modellsträngen mit dem Ziel, eine 
umfassende Modellwelt für die au�rags-
bezogene Verteilung von Gewinnen (und 
Verlusten) innerhalb vernetzter Produk-
�onsstrukturen unter besonderer Be-
rücksich�gung des Extended Value Chain 
Management (EVCM) Ansatzes mit Inte-
gra�on von Anreiz- und Sank�onsmecha-
nismen zu konzep�onieren. Hierbei wurde 
insbesondere die Koopera�on von kleinen 
und Kleinstunternehmen unterstellt. In Ab-
bildung 1 ist der Zusammenhang zwischen 
den einzelnen Modellsträngen dargestellt. 
Im Rahmen der Forschungsmethodik wur-
den zunächst wirtscha�swissenscha�liche 
Theorien auf ihre Relevanz überprü�. Hier-
bei stellten sich die Annahmen der Neuen 
Ins�tu�onenökonomik als geeigneter Be-
zugsrahmen heraus.

Vor dem Hintergrund vernetzter Koopera-
�onsstrukturen erlangt insbesondere die 
Prinzipal-Agenten-Theorie eine heraus-
ragende Bedeutung. In diesem Kontext 
und unter besonderer Berücksich�gung 
des Extended Value Chain Mangement-
Konzeptes als Koordinierungs- und Be-
treiberkonzept für Netzwerke wurden zu-
nächst grundlegende Möglichkeiten der 
Gewinn- und Verlustverteilung disku�ert. 
Hierbei spielen insbesondere Aspekte der 
Gerech�gkeit unter Berücksich�gung des 
Strebens nach Nutzenmaximierung der 
beteiligten Akteure eine Rolle. Zur Inte-
gra�on von Anreizmechanismen wurde 
auf die Annahmen der Anreiztheorie zu-

rückgegriffen, wobei kontextspezifische 
Modellierungen abgeleitet werden konn-
ten. Sank�onsmechanismen hingegen 
sind in erster Linie aus Kontrollmecha-
nismen ableitbar, wobei die Kontrolle im 
Sinne einer Leistungsanalyse verstanden 
wird, für welche ausführliche Gestal-
tungsmöglichkeiten vorgestellt werden. 

Im Rahmen der mathema�schen Mo-
dellierung werden konkrete Vorschlä-
ge für die Umsetzung der zunächst aus 
theore�scher Perspek�ve entwickelten 
Ansätze unterbreitet. Die Modellierung 
des Ansatzes der Leistungsanalyse kann 
auf unterschiedlichen Abstrak�onsebe-
nen erfolgen. So ist einerseits eine Art 
Metamodell bzw. Referenzmodell denk-
bar, aus dem sich kontextabhängig ein 
brauchbarer Ansatz der Leistungsanalyse 
ableiten lässt, andererseits müssen die 
abzuleitenden Ansätze mit Methoden an-
gereichert werden, die eine Anwendung 
in der Praxis ermöglichen. In vorgelegter 
Modellierung werden ausgehend von ei-
nem allgemeinen Ansatz der Leistungsa-
nalyse die einzelnen Phasen mit detail-
lierten Methoden ausgesta�et, sodass 
ein prinzipiell nutzbarer Ansatz entsteht, 
gleichzei�g erfolgt jedoch auch die Dar-
stellung von Möglichkeiten, die eine An-
passung des Ansatzes auf sich wandelnde 
Rahmenbedingungen zulassen. Generell 
wird die Leistungsanalyse hierbei auf 
eine wertschöpfungsprozessbezogene 
Perspek�ve eingegrenzt, wodurch eine 
zur Gewinnverteilung und zu den Anreiz-
mechanismen vergleichbare Perspek�ve 
eingenommen wird, was die Aggrega�on 
der Ergebnisse aller drei Stränge ermög-
licht. Im Mi�elpunkt stehen stets die ein-
zelnen am Wertschöpfungsprozess teil-
nehmenden Unternehmen als rechtlich 
und ökonomisch eigenständig handelnde 
Akteure.

Abbildung 1: Zusammenspiel der einzelnen Modellstränge
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4. Ergebnisse

Die Forschungsarbeiten wurden unter 
besonderer Berücksich�gung des als 
„Extended Value Chain Management“ 
bezeichneten speziellen Ansatzes für die 
Koordina�on von Wertschöpfungsnet-
zen durchgeführt. Dieses Konzept wurde 
im Rahmen der Forschungstä�gkeit zum 
Sonderforschungsbereich 457 „Hierar-
chielose regionale Produk�onsnetze“ 
entwickelt und fokussiert hierbei in be-
sonderem Maß die au�ragsbezogene 
Vernetzung von Kleinstunternehmen. 
Vor diesem Hintergrund erschienen ins-
besondere Maßnahmen Erfolg verspre-
chend, die eine Harmonisierung der In-
teressen sowohl der einzelnen an einem 
Wertschöpfungsprozess beteiligten Un-
ternehmen, als auch des Netzwerkes als 
gesamtes organisatorisches Konstrukt 
anstreben. Hierbei wurden Möglichkei-
ten untersucht, wie au�ragsspezifisch 
konfigurierte Produk�onsnetzwerke, die 
durch gezielte Maßnahmen so gesteuert 
werden können, dass einerseits das ge-
wünschte Produkt gefer�gt wird, welches 
den Kundenvorstellungen entspricht, 
aber auch den Nutzen der einzelnen Un-
ternehmen im Netzwerk in Form von Ge-
winn maximiert. Hierbei werden Ansätze 
der Gewinn- und Verlustverteilung mit 
Modellen für die Be- und Auswertung der 
erbrachten Leistungen sowie Möglich-
keiten der Anreizgestaltung kombiniert. 
Mit dieser Fokussierung ist der Unter-
suchungsgegenstand in die wirtscha�s-
wissenscha�lich orien�erte Netzwerk-
forschung mit produk�onswirtscha�li-
cher Fokussierung einzuordnen. Hierbei 
basieren die vorgestellten Modelle und 
Lösungsansätze sowohl auf betriebs-
wirtscha�lichen, als auch auf volkswirt-
scha�lichen Gedankengut, wenngleich 
die Lösungsansätze selbst in erster Linie 
der Betriebswirtscha� und hierbei insbe-
sondere der Produk�onswirtscha� zure-
chenbar sind. 

Für die Durchführung der au�ragsbezo-
genen Gewinn- und Verlustverteilung war 
zunächst festzulegen, welcher zeitliche 
Horizont berücksich�gt werden soll. Da 
Unternehmenskoopera�onen im EVCM 
in erster Linie au�ragsspezifisch agieren, 
erschien eine Gewinn- und Verlustver-
teilung auf die beteiligten Unternehmen 
nach Abschluss eines Au�rages sinnvoll. 

Zu beachten war hierbei, dass die aktuel-
len gesetzlichen Regelungen für Netzwer-
ke derzeit nicht präzise formuliert sind. 
Die Ergebnisverteilung musste daher 
wesentlich feiner an einzelnen Projekten 
ausgerichtet werden und orien�ert sich 
hierbei an den Anteilen, die jedes einzel-
ne Unternehmen tatsächlich beigetragen 
hat. Eine weitere Unterscheidung ist be-
züglich der Umsetzung der Verteilungs-
mechanismen möglich. Denkbar sind 
ein zentraler oder ein dezentraler Ansatz 
oder aber eine Mischform. Unter einem 
dezentralen Ansatz wird verstanden, dass 
die Gewinne aus einem Wertschöpfungs-
prozess von den einzelnen beteiligten 
Unternehmen in ihren (Angebots-) Preis 
einkalkuliert werden und folglich eine 
Gewinnverteilung nicht notwendig ist. 
Obgleich dieser Ansatz in der Praxis ver-
breitet ist, weil diese Vorgehensweise, 
die eines nicht vernetzt durchgeführten 
Produk�onsprozesses entspricht, exis�e-
ren auch Nachteile wie bspw. versteck-
te Gewinne, die zu überhöhten Preisen 
führen. Der zentrale Ansatz sieht eine 
Instanz vor, die die Mechanismen der 
Gewinn- und Verlustverteilung koordi-
niert. Dieses Konzept kommt der Philoso-
phie des bereits erwähnten Ansatzes des 
EVCM sehr nahe. Als vorteilha� ist hier-
bei die zentrale Kontrolle hervorzuheben, 
die ein Management des Netzwerkes als 
Ganzes ermöglicht. Auf diesem Weg kann 
der Wertschöpfungsprozess im Sinne des 
Kunden koordiniert und gesteuert wer-
den, gleichzei�g können aber auch die 
Interessen der einzelnen Netzwerkteil-
nehmer berücksich�gt werden. Zudem 
steht mit dem EVCM ein sehr detailliertes 
und in Teilen bereits informa�onstech-
nisch umgesetztes Betreiberkonzept zur 
Verfügung, in welches die Gewinn- und 
Verlustverteilung durch ein geeignetes 
Modul integriert werden kann.

Bei der Gestaltung von Anreizmecha-
nismen in Netzwerken bestand das Ziel 
der Gewährung von Anreizen stets im 
Bestreben, den Anreizempfänger zu ei-
ner bes�mmten, vom anreizgewähren-
den Akteur erwünschten Handlung zu 
mo�vieren. Hierbei sind verschiedenste 
Anreizmechanismen denkbar, wobei fi-
nanzielle Anreize in der Ökonomie domi-
nieren. Bei der vorliegenden Problema�k 
wurden Anreize hierbei in erster Linie als 
vom Netzwerkmanagement ausgehende 

gestaltende Mechanismen verstanden, 
wobei der Fokus nicht auf eine vollstän-
dige bzw. umfassende Betrachtung gelegt 
wird, sondern punktuell Problemfelder 
der (industriellen) Produk�on aufgegriffen 
werden, zu denen im Anschluss Möglich-
keiten der Implemen�erung von finanziell 
orien�erten Anreizen dargestellt wurden.

Für die Quan�fizierung von Sank�onen 
wurde ein umfassender Ansatz für die 
au�ragsbezogene Messung, Bewertung 
und Auswertung der von den Netzwerk-
teilnehmern erbrachten Leistung entwi-
ckelt. Hierbei besteht der Anspruch des 
Ansatzes darin, über die gängigen Kon-
zepte der Leistungsbewertung hinaus 
nicht nur die Messung und Bewertung 
der Leistungen einzubeziehen, sondern 
auch Möglichkeiten der Leistungsauswer-
tung zu berücksich�gen. Hierbei fließen 
nicht nur harte, sondern auch weiche 
Faktoren in die Analyse ein. Als Ergebnis 
wird durch eine adap�erte Nutzwerta-
nalyse eine Kennzahl berechnet, die eine 
Aussage bzgl. des Leistungserfüllungsgra-
des eines Unternehmens liefert. Auf der 
Basis dieser Kennzahl können bei Bedarf 
Sank�onen in Form von Gewinnkürzung-
en berechnet werden.

Mit dem erarbeiteten Ansatz stehen ver-
schiedene Modelle zur Verfügung, die 
jeweils kontextspezifisch zum Einsatz 
kommen können. Die Auswahl ist hierbei 
von den jeweiligen Anwendern selbst zu 
treffen. Um eine universelle Einsetzbar-
keit der Modelle zu ermöglichen, wurde 
dabei darauf geachtet, dass eine ein-
satzspezifische Anpassung in der Regel 
problemlos möglich ist. Hierdurch ist es 
gelungen, das opera�ve Netzwerk-Cont-
rolling mit neuen Modellen und Metho-
den zu erweitern. 

Der Autor hat sein Studium der Betriebs-
wirtscha�slehre im Jahr 2000 und der 
Volkswirtscha�slehre im Jahr 2005 abge-
schlossen. Seit 2001 ist Dr. Hendrik Jähn 
als Wissenscha�licher Mitarbeiter an der 
Professur für Produk�onswirtscha� und 
Industriebetriebslehre an der TU Chem-
nitz beschä�igt, wo er 2008 seine Pro-
mo�on vollzog. Die Forschungsinteressen 
umfassen das Management von Produk-
�onsnetzwerken sowie  Netzwerkcontrol-
ling einschließlich Performance Measure-
ment.
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1. Problemstellung und Zielsetzung der Arbeit

Die deutsche und interna�onale Ban-
kenlandscha� ist durch eine Vielzahl an 
Fusionen und Akquisi�onen gekennzeich-
net. Auf na�onaler Ebene verdeutlicht 
ein Blick in die Bankstellensta�s�ken der 
Deutschen Bundesbank die anhaltende 
Relevanz von Bankenzusammenschlüs-
sen. Zwischen Ende der Jahre 2000 und 
2006 sank die Anzahl der Kredi�ns�tute 
in Deutschland nahezu ausschließlich zu-
sammenschlussbedingt um 611 Ins�tute.1 
Ursächlich hierfür ist eine grundlegende 
Veränderung der Rahmenbedingungen 
des Bankensektors. Unternehmenszu-
sammenschlüsse bieten in diesem Kon-
text eine strategische Op�on der Unter-
nehmensentwicklung, anhand derer die 
We�bewerbsfähigkeit der involvierten 
Ins�tute gestärkt werden soll.

Untersuchungen ergeben jedoch, dass 
eine Vielzahl der Bankenzusammen-
schlüsse sowohl bezogen auf die Erfül-
lung der im Vorfeld definierten Zusam-
menschlussziele als auch bezogen auf 
eine kennzahlenorien�erte Bewertung 
als nicht erfolgreich zu charakterisieren 
sind. 2 Gleichzei�g finden sich in der Lite-
ratur Hinweise darauf, dass die fehlende 
Berücksich�gung unternehmensinhären-
ter Ressourcen Auswirkungen auf den 
mangelha�en Transak�onserfolg hat. 
Dies lenkt den Blick auf den Kernkompe-
tenzansatz als einen in das strategische 
Management einzuordnenden theore�-
schen Ansatz, der die Aneignung nach-
hal�ger We�bewerbsvorteile ausgehend 
von der individuellen Kernkompetenz-
aussta�ung und damit also in Abhängig-
keit von der angesprochenen unterneh-
mensinhärenten Ressourcenaussta�ung 
erklärt. Die Integra�on einer Kompe-
tenzperspek�ve in die Untersuchung 
von Bankenzusammenschlüssen und die 
damit einhergehende Erklärung von Kau-
salzusammenhängen sind in der Literatur 
bisher nur rudimentär erfolgt. In diesem 
Zusammenhang können zwei Schwer-
punktsetzungen iden�fiziert werden. 

Zum einen erfolgt eine Integra�on des 
Ansatzes in die Erklärung von Unterneh-
menszusammenschlüssen. Hierbei geht 
es um die theore�sche Fundierung der 
Existenz entsprechender Transak�onen. 
Es sind vereinzelte Arbeiten zu verzeich-
nen, ohne dass jedoch eine vollständige 
Aufarbeitung der kompetenzbezogenen 
Erklärung von Bankenzusammenschlüs-
sen zu konsta�eren wäre. Neben diesem 
wissenscha�stheore�schen Fokus steht 
außerdem die handlungs- bzw. manage-
mentbezogene Ausgestaltung von Ban-
kenzusammenschlüssen unter Kompe-
tenzgesichtspunkten im Interessenmi�el-
punkt der Disserta�onsschri�. Hier stellt 
sich die Frage, in welcher Art und Weise 
Kernkompetenzen Berücksich�gung in 
Zusammenschlüssen erfahren und ob die 
in der Literatur angesprochene Vernach-
lässigung entsprechender Komponenten 
auch in der betrieblichen Praxis evident 
wird. Zu diesem Themenkomplex liegen 
bisher weder allgemeine noch spezifisch 
auf den Bankensektor ausgerichtete For-
schungsarbeiten vor.

Diese Ausführungen leiten zu den zen-
tralen Zielsetzungen der Arbeit über, die 
zum einen, in Form eines erkenntnisthe-
ore�schen Ziels, in der Erweiterung der 
bisherigen Erklärungsbasis von Banken-
zusammenschlüssen durch den Kernkom-
petenzansatz liegen. Weiterhin verfolgt 
die Arbeit das Ziel der konkreten Unter-
suchung der Ausgestaltung von Kernkom-
petenzmanagementak�vitäten in Ban-
kenzusammenschlüssen, um damit einen 
Beitrag zur Schließung der diesbezüglich 
bestehenden Forschungslücke zu leisten. 
In diesem Zusammenhang wird eine Fo-
kussierung auf Sparkassen als eine der 
drei Säulen des deutschen Bankensektors 
vorgenommen. Au�auend auf den dabei 
erlangten Ergebnissen werden des Wei-
teren, in Abhängigkeit von der möglichen 
Generalisierbarkeit der Ergebnisse, Emp-
fehlungen für die Ausgestaltung von Ban-
kenzusammenschlüssen dargelegt, um 
somit den erkenntnistheore�schen Fort-
schri� dieser Arbeit in handlungsbezoge-

ne Ergebnisse zu überführen. Zusammen-
fassend lässt sich festhalten, dass sich die 
Arbeit an drei forschungsleitenden Frage-
stellungen orien�ert:

I. Inwieweit können Bankenzusammen-
schlüsse durch den Kernkompetenzan-
satz erklärt werden?

II. Wie sind Bankenzusammenschlüsse 
bezogen auf die Zusammenführung, den 
Erhalt und die Entwicklung von Kernkom-
petenzen ausgestaltet; welche Bedeutung 
wird dabei dem Kernkompetenzmanage-
ment beigemessen?

III. Welche Gestaltungsempfehlungen 
können für die Ausgestaltung von Ban-
kenzusammenschlussprozessen bezogen 
auf die Zusammenführung, den Erhalt 
und die Entwicklung von Kernkompeten-
zen ausgesprochen werden? 

Bankenzusammenschlüsse im Fokus des Kernkompetenzansatzes
Bezugsrahmen, Fallstudienanalyse, Gestaltungsempfehlungen

von Dr. rer. pol. Susanne Maurenbrecher

Von Susanne Maurenbrecher absolvier-
te von 1998 bis 2001 eine Banklehre 
und ein Studium an der Berufsakade-
mie Hannover sowie 2002 ein BWL-
Studium an der FH Harz. Von 2005 bis 
2008 war sie externe Doktorandin am 
Lehrstuhl für Controlling und Unter-
nehmensrechnung bei Prof. Dr. Uwe 
Götze. Nach mehrjähriger Anstellung 
im Bankwesen in den Bereichen Unter-
nehmensentwicklung und Finanzen ist 
Susanne Maurenbrecher nun als Bera-
terin bei der Unternehmensberatung 
McKinsey&Company, Inc. tätig. 
Foto: Christine Kornack.
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2. Ergebnisse der Arbeit

Die Untersuchung der vorgestellten For-
schungsfragen wird auf unterschiedli-
chen Ebenen und anhand verschiedener 
Methodiken vorgenommen. 

Forschungsfrage I:

Die Forschungsfrage I wird durch eine 
theoriegeleitete Analyse und Diskussion 
untersucht. Hierfür werden zuerst Theori-
en zu Unternehmenszusammenschlüssen 
und zum Kernkompetenzmanagement-
ansatz als theore�sche Bezugsrahmen 
der Arbeit dargelegt. Darauf schließt sich 
eine Reflek�on der bisherigen Erkennt-
nisse zur Erklärung von Unternehmens-
zusammenschlüssen durch den Kern-
kompetenzansatz an. Hierbei zeigte sich, 
dass Unternehmenszusammenschlüsse 
nicht ausschließlich durch den Kernkom-
petenzansatz, jedoch durch eine Kom-
bina�on des Ansatzes mit den Theorien 
der Neuen Ins�tu�onenökonomik, der 
Por�oliotheorie und dem Market-based 
View erklärbar sind. Im Fokus stehen da-
bei die Realisierung kompetenzbezoge-
ner Synergieeffekte und die Schließung 
von Kompetenzlücken, wobei Letzteres 
eine enge Verbindung zu einer auf die 
Realisierung von Synergieeffekten fokus-
sierten Betrachtung aufweist. Anschlie-
ßend werden die beiden theore�schen 
Bezugsrahmen im spezifischen Kontext 
des Bankensektors untersucht. Hierfür 
wird in einem ersten Schri� eine Spezi-
fizierung von Banken bzw. der Banken-

branche vorgenommen, bevor die beiden 
Bezugsrahmen konkret auf diese Branche 
übertragen werden. Der Kern der diesbe-
züglichen Vorgehensweise liegt in der Un-
tersuchung der Forschungsfrage I. Hierfür 
wird die relevante Literatur hinsichtlich 
bestehender Erkenntnisse untersucht. 
Diese werden aufgegriffen und disku�ert, 
um anschließend eine umfassende Un-
tersuchung von Bankenzusammenschlüs-
sen unter dem Aspekt der Realisierung 
kompetenzbezogener Synergieeffekte 
vorzunehmen. Dabei wird die Erzielung 
von Synergieeffekten zum einen im Kon-
text der Wachstumsstrategien der Di-
versifika�on, der Produktentwicklung 
sowie der Marktdurchdringung und -ent-
wicklung analysiert. Hier zeigt sich der 
Kernkompetenzansatz als adäquat, um 
die genannten Strategien mi�els eines 
Bankenzusammenschlusses mit dem Ziel 
der Erweiterung der bestehenden Kom-
petenzen zu erklären. Zum anderen wird 
die Realisierung möglicher kompetenz-
bezogener Synergieeffekte anhand ei-
ner dezidierten Analyse der generischen 
Kompetenzfelder einer Bank hinsichtlich 
poten�eller Synergieeffektpoten�ale ver-
�e�. Dabei wird herausgearbeitet, dass 
alle generischen Kompetenzfelder einer 
Bank zur Realisierung entsprechender 
Synergieeffekte geeignet erscheinen und 
dieser Aspekt damit die Erklärung von 
Bankenzusammenschlüssen aus kompe-
tenzbezogener Sicht fundiert. Die diesbe-
zügliche Untersuchung wird durch einen 
Abgleich der Erklärungspoten�ale des 
Kernkompetenzansatzes mit denen alter-

na�ver Erklärungsansätze abgeschlossen. 
Hier zeigt sich, dass der Kernkompetenz-
ansatz einzelne Aspekte nicht zu erklären 
vermag, die beispielsweise in dem Ziel 
einer Transak�onskostenminimierung 
bezogen auf strategisch irrelevante Res-
sourcen begründet liegen.

Abschließend lässt sich als Untersu-
chungsergebnis zu Forschungsfrage I kon-
sta�eren, dass der Kernkompetenzansatz 
als grundsätzlich geeignet zu charakteri-
sieren ist, um Bankenzusammenschlüsse 
zu erklären. Ebenso wie alterna�ve Erklä-
rungsansätze weist auch der Kernkompe-
tenzansatz Erklärungslücken auf, sodass 
er zu einer umfassenden Erklärung von 
Bankenzusammenschlüssen in Kombina-
�on mit den Theorien der Neuen Ins�-
tu�onenökonomik, der Por�oliotheorie 
sowie dem Market-based View herange-
zogen werden sollte.

Forschungsfrage II:

Die Forschungsfrage II wird mi�els einer 
qualita�v ausgerichteten empirischen 
Untersuchung bearbeitet, in der sieben 
Zusammenschlüsse von Sparkassen im 
Rahmen von mul�plen Fallstudien unter 
einem Kernkompetenzfokus untersucht 
wurden. Die Auswahl der Fallstudien 
folgt dabei dem Ansatz des „theore�cal 
sampling“. Hierfür werden in einem ers-
ten Schri� Implika�onen des Kernkom-
petenzansatzes für die opera�ve Um-
setzung von Unternehmens- bzw. Ban-
kenzusammenschlüssen aufgezeigt und 
in den empirischen Forschungsprozess 
integriert. Dabei zeigt sich, dass bisher 
hauptsächlich Implika�onen für die Inte-
gra�onsphase von Zusammenschlüssen 
bestehen, jedoch kein umfassendes und 
phasenübergreifendes Konzept exis�ert. 
Au�auend auf den in der Arbeit darge-
legten theore�schen Grundlagen zur Er-
hebung und Analyse mul�pler Fallstudien 
werden die Charakteris�ka und Rahmen-
bedingungen der untersuchten Fallstudi-
en dargelegt. Den Kern der Arbeit bilden 
schließlich die qualita�ve Inhaltsanalyse 
der Fallstudien sowie die diesbezüglichen 
Ergebnisse: Unter den Rahmenbedingun-
gen einer phasen- und inhaltsbezogenen 
Darstellung werden die aus den Fallstu-
dien extrahierten Erkenntnisse in Form 
kompetenzbezogener Teilprozesse darge-
legt (vgl. Abbildung 1).

Abb. 1: Fallstudienauswertung: Gesamtschau der kompetenzbezogenen Teilpro-
zesse bei Sparkassenzusammenschlüssen3
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Dabei wird deutlich, dass Sparkassen bis-
her kein konsistentes und ganzheitliches 
Management ihrer Kernkompetenzen in 
Zusammenschlussprozessen vornehmen. 
Sta�dessen ist ein fragmentarisches Vor-
gehen im Einzelfall festzuhalten. Die in 
dem Untersuchungsprozess erlangten 
Ergebnisse werden an der spezifischen Li-
teratur gespiegelt und disku�ert sowie in 
Form von einundzwanzig Proposi�onen 
hinsichtlich der kompetenzbezogenen 
Ausgestaltung von Sparkassenzusam-
menschlussprozessen festgehalten. Als 
zentrales Ergebnis bezogen auf die For-
schungsfrage II ist somit das Vorliegen ei-
ner lokalen bzw. gegenstandsbezogenen 
Theorie hinsichtlich der kompetenzbezo-
genen Ausgestaltung von Sparkassenzu-
sammenschlüssen in den untersuchten 
Ins�tuten festzuhalten. 

Forschungsfrage III:

Die gegenstandsbezogene Theorie wird 
im weiteren Gang der Disserta�onsschri� 
in Bezug auf ihre Generalisierbarkeit und 
die Erfüllung von Qualitäts- und Gütekri-
terien geprü�. In diesem Zusammenhang 
sind eine Generalisierbarkeit der Ergeb-
nisse auf deutsche Sparkassenzusam-
menschlüsse der Gegenwart sowie die 
Erfüllung der an qualita�ve Forschungs-
prozesse und -ergebnisse gestellten An-
forderungen festzuhalten. Abschließend 
werden Gestaltungsempfehlungen für 
Sparkassenzusammenschlüsse innerhalb 
des Geltungsrahmens der entwickelten 
Theorie dargelegt. Damit wird der For-
schungsfrage III gefolgt. Hierbei wird die 
Relevanz der Integra�on einer Kernkom-
petenzperspek�ve in Zusammenschluss-
prozessen von Sparkassen betont. Dazu 
wurden konkrete Ansatzpunkte in Form 
von Empfehlungen dargelegt. Abbildung 
2 gibt einen Überblick über die dargeleg-
ten Gestaltungsempfehlungen.

Einen Kern bildet dabei die Erarbeitung 
eines umfassenden Verfahrens zur Kern-
kompetenziden�fika�on und -bewertung 
für Sparkassen. Hierfür wird in einem ers-
ten Schri� die Iden�fika�on möglicher 
Kernkompetenzen entlang der Wert-
ke�en des Ins�tuts vorgeschlagen. Die 
dabei iden�fizierten Konstrukte können 
anschließend mi�els eines Mehrzielver-
fahrens validiert werden. Hierfür wird in 
der Arbeit ein bankspezifisches Verfahren 

vorgestellt, dass eine systema�sche und 
praxisorien�erte Bewertung der poten-
�ellen Kernkompetenzen einer Sparkas-
se ermöglicht. In einem dri�en Schri� 
werden anschließend Empfehlungen zur 
Iden�fizierung von Kompetenzlücken 
und zur Formulierung von Kompetenz-
strategien dargelegt, die das aufgezeigte 
Verfahren abrunden.

Zusammenfassend lässt sich bezogen auf 
die Disserta�onsschri� konsta�eren, dass 
Bankenzusammenschlüsse umfassend 
unter dem Aspekt des Kernkompeten-
zansatzes analysiert wurden. Als zentrale 
Ergebnisse der Arbeit sind dabei ... 

- eine Erweiterung der kernkompetenz-
bezogenen Erklärungsbasis von Banken-
zusammenschlüssen,

- das Vorliegen einer gegenstandsbezo-
genen Theorie zur kompetenzbezogenen 
Gestaltung von Sparkassenzusammen-
schlüssen sowie

- die Darlegung von Gestaltungsemp-
fehlungen für die Berücksich�gung von 
Kernkompetenzen in Zusammenschluss-
prozessen von Sparkassen und dabei 
insbesondere die Entwicklung eines um-
fassenden Iden�fika�onsverfahrens für 
Kernkompetenzen in Sparkassen 

... festzuhalten. Das Ziel einer Erweite-
rung des diesbezüglichen Stands der 
Forschung wird durch die Arbeit damit 
erfüllt.

Die Disserta�on ist im GUC Verlag un-
ter dem gleichnamigen Titel erschienen 
(ISBN 978-3-934235-71-7). 

1 Vgl. Deutsche Bundesbank (Hrsg.) 
(2007), S. 1 und Deutsche Bundesbank 
(Hrsg.) (2001), S. 1. 
2 Vgl. zum Beispiel Beitel, P. (2002), S. 64ff. 
und Seifert, F. (2002), S. 67ff.
3 Quelle: eigene Abbildung.
4 Quelle: eigene Darstellung.

Quellenverzeichnis:

• Beitel, P. (2002), Akquisi�onen und Zu-
sammenschlüsse europäischer Banken: 
Wertsteigerung durch M&A-Transak�o-
nen, Wiesbaden 2002

• Deutsche Bundesbank (Hrsg.) (2001), 
Entwicklung des Bankstellennetzes im 
Jahr 2000, Frankfurt am Main 2001

• Deutsche Bundesbank (Hrsg.) (2007b), 
Entwicklung des Bankstellennetzes im 
Jahr 2006, Frankfurt am Main 2007

• Seifert, F. (2002), Die We�bewerbspo-
tenziale von Bankmergern: eine geschä�s-
feldspezifische Untersuchung anhand des 
Resource-based View, Heidelberg 2002 

Abb. 2: Gesamtschau der kompetenzbezogenen Gestaltungsempfehlungen für 
Zusammenschlussprozesse von Sparkassen4
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1. Ausgangslage und Zielsetzung der Arbeit

Vom Basler Ausschuss für Bankenaufsicht 
wurde eine grundsätzliche Neuregelung 
der Eigenkapitalanforderungen an Banken 
(Basel II) ausgearbeitet, die ab Ende 2006 
in Kra� trat. Ziel ist die Steigerung der Sta-
bilität des interna�onalen Bankensystems 
vor dem Hintergrund der fortlaufenden 
Entwicklungen im Bankgeschä�.

Grundüberlegung ist – entgegen der bis-
herigen Regelung – dass Geschä�e risi-
koadäquat mit Eigenmi�eln unterlegt 
werden müssen. Das bedeutet, dass die 
Banken einer von den Aufsichtsbehörden 
anerkannten Risikoeinschätzung entspre-
chend die knappe Ressource Eigenkapital 
differenziert nach erwarteter Ausfallwahr-
scheinlichkeit der Einzelgeschä�e belegen 
müssen. Hinzu kommen ein ebenfalls zu 
unterlegendes opera�onelles Risiko des 
Bankbetriebs und deutlich erhöhte Anfor-
derungen an die Transparenz der Ins�tu-
te.

Mit der Veränderung der bisher prak�-
zierten Regelungen verbindet sich für die 
Banken ein grundsätzlicher strategischer 
Entscheidungsbedarf, der sich in verschie-
denen Strategien und Verhaltensweisen 
gegenüber Kunden- und Marktsegmen-
ten, sowie auf Märkte und andere Bran-
chen ausdrücken wird.

Die Fachdiskussion und wissenscha�liche 
Aufarbeitung dieser Thema�k beschränkt 
sich bislang im Wesentlichen auf die Aus-
wirkungen auf die Kreditwirtscha� und 
– insbesondere in Deutschland – auf die 
Kreditversorgung mi�elständischer Un-
ternehmen.

Gegenstand dieser Arbeit ist deshalb 
eine Darstellung und Analyse der Verän-
derungen der Rahmenbedingungen für 
Banken sowie eine Untersuchung, ob 
und wieweit diese aufsichtsrechtlichen 
Veränderungen, die unmi�elbar die Ban-
kenbranche betreffen, deren Angebot 
verändern, sich aber mi�elbar auch auf 

andere Branchen wie die hier konkret un-
tersuchte Mineralölindustrie und – allge-
mein formuliert – auf globale Märkte und 
Branchen auswirken, und welche gesamt-
wirtscha�liche Bedeutung die Einführung 
von Basel II hat.

Dabei werden die folgenden Fragestellun-
gen untersucht:

• Woraus bestehen die grundsätzlichen 
Unterschiede zwischen Basel II und der 
bisherigen Eigenkapitalvereinbarung 
(Basel I) und wie verändern sich 
die Rahmenbedingungen für Un-
ternehmensfinanzierungen?

• Wird sich Basel II auf die Kreditkondi-
�onen auswirken und können derar�ge 
Angebotspreisreak�onen quan�fiziert 
werden?

• Welche qualita�ven Veränderungen im 
Angebotsverhalten und im Kreditange-
bot resul�eren aus den Anpassungsreak-
�onen der Banken und wie werden die 
fremdkapitalnehmenden Unternehmen 
und die Kapitalmärkte beeinflusst?

• Werden die rela�ven We�bewerbspo-
si�onen der Mark�eilnehmer zueinander 
verändert?

• Hat Basel II systemimmanent eine pro-
zyklische Wirkung?

• Welche gesamtwirtscha�liche Bedeu-
tung hat die neue Eigenkapitalvereinba-
rung und wie ist sie in gesamtwirtscha�-
licher Hinsicht zu bewerten?

• Wie wirkt sich Basel II konkret auf die 
interna�onale Mineralölindustrie aus?

• Welche Erkenntnisse können aus den 
gewonnenen Ergebnissen abgeleitet wer-
den?

2. Au�au der Arbeit

Die Bearbeitung der oben aufgeworfenen 
Forschungsfragen erfolgt in Form von drei 
Themenkomplexen (Kapiteln), deren In-
halte sich wie folgt skizzieren lassen:

Der erste Themenkomplex (Kapitel I) be-
schä�igt sich mit der Darstellung der 
Ausgangslage der bisher gül�gen Eigenka-
pitalvereinbarung (Basel I) und einer Kurz-

darstellung der Inten�onen und Befugnis-
se des Basler Ausschusses für Bankenauf-
sicht. Ausgehend davon werden dann die 
Ziele und Grundüberlegungen des neuen 
Regelwerks herausgearbeitet. 

In einem weiteren Schri� werden der An-
wendungsbereich, die Struktur sowie die 
wesentlichen Inhalte und Regulierungs-
bereiche von Basel II, die für Unterneh-
mensfinanzierungen relevant sind, detail-
liert dargestellt, analysiert und bewertet. 
Zweck und Inhalte der grundlegenden 
3-Säulen-Struktur, der Methodik und der 
Instrumente von Basel II werden heraus-
gearbeitet und hinsichtlich ihrer Zielkon-
formität analysiert. Dabei werden die ein-
zelnen Teilregelungen wie auch das neue 
Regelwerk als Ganzes den Bes�mmungen 
nach Basel I gegenübergestellt, um festzu-

Auswirkungen der veränderten Rahmenbedingungen durch Basel II auf 
Banken, Unternehmen und Kapitalmärkte sowie deren gesamtwirtscha�liche 

Bedeutung am Beispiel der Mineralölbranche
von Dr. rer. pol. Thomas Heider

Thomas Heider absolvierte 1990 sein 
Studium der Wirtschaftswissenschaf-
ten an der Universität Augsburg mit 
Prädikatsexamen. Nach mehrjähriger 
studienbegleitender Lehrtätigkeit mit 
wirtschafts- und sozialwissenschaft-
lichen Inhalten und Tätigkeit bei der 
Deutschen Bank ist er seit 1995 Re-
lationship Manager bei der BayernLB 
sowie seit Februar 2006 Geschäftsfüh-
rer der Dr. Heider Standort- & Wirt-
schaftsberatung GmbH. Seine Promo-
tion (cum laude) vollzog er 2008 bei 
Prof. Kuhn an der TU Chemnitz.
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stellen, ob mit Basel II signifikante Verän-
derungen in den Rahmenbedingungen für 
Kredi�ns�tute verbunden sind.

Der zweite Themenkomplex (Kapitel II) hat 
die Analyse der quan�ta�ven wie auch 
qualita�ven Anpassungsreak�onen der 
Mark�eilnehmer, also der Banken und der 
fremdmi�elfinanzierenden Unternehmen 
und der Alloka�on des Faktors Kapital auf 
die veränderten Rahmenbedingungen 
zum Inhalt.

Dabei wird zunächst die Frage geklärt, ob 
ein Zusammenhang zwischen Basel II und 
den Kreditkondi�onen besteht. Im nächs-
ten Schri� wird die Frage behandelt, wel-
che Angebotspreisreak�onen zu erwarten 
sind. Zu diesem Zweck wird ein Modell er-
stellt, das diese Angebotspreisreak�onen 
unter Annahme bes�mmter Prämissen 
quan�fizierbar macht.

Im nächsten Schri� werden die Auswir-
kungen auf die strategische Steuerung der 
Banken, deren qualita�ven Veränderun-
gen im Angebotsverhalten, aber auch die 
Reak�onen der fremdmi�elsuchenden 
Unternehmen herausgearbeitet. 

Die Schwerpunkte der Analyse bilden da-
bei die Segmen�erung von Banken, Kre-
ditangebot und Kreditnehmern, die Ver-
änderung von Zielhierarchie und Mess-
parametern der Banken, die Auswirkun-
gen der konsequenten Anwendung von 
Ra�ng-Instrumentarien, die zunehmende 
Bedeutung der Por�oliosteuerung und 
die Bedeutung der Unterlegungspflicht 
von opera�onellen Risiken.

Zusätzlich werden die Auswirkungen auf 
die Kapitalmärkte, die Mechanismen zur 
Flexibilisierung von Risikoposi�onen und 
alterna�ve Finanzierungsinstrumente ab-
geleitet und analysiert.

Ferner wird überprü�, ob mit Basel II eine 
systemimmanent hinterlegte prozyklische 
Wirkung verbunden ist und ob die Neu-
regulierung Veränderungen in den We�-
bewerbsposi�onen der Mark�eilnehmer 
begründet. Abschließend findet eine 
Bewertung hinsichtlich der gesamtwirt-
scha�lichen Nutzen im Verhältnis zu den 
Nega�veffekten sta�.

Im dri�en Themenkomplex (Kapitel III) 

werden die in den vorangegangenen Ka-
piteln gewonnenen Erkenntnisse und 
Methoden auf die Mineralölindustrie an-
gewandt. Es wird dabei eine erhobene 
Grundgesamtheit von 142 Unternehmen 
mit dem Modell zu Quan�fizierung der 
Angebotspreisreak�onen nach den Kre-
ditkondi�onsveränderungen durch Basel 
II untersucht. Zusätzlich wird die Grund-
gesamtheit differenziert nach bes�mm-
ten branchen- oder unternehmensspezifi-
schen Merkmalen analysiert. Ferner wird 
eine Analyse der qualita�ven Auswirkun-
gen von Basel II auf die Unternehmen der 
Mineralölbranche vorgenommen.

3. Ergebnisse dieser Arbeit

Im ersten Themenkomplex (Kapitel I) die-
ser Arbeit konnte gezeigt werden, dass 
mit Basel II die Rahmenbedingungen für 
die Banken und die Aufsichtsinstanzen 
grundlegend verändert werden und wie 
diese Veränderungen zu interpre�eren 
sind.

Gegenüber Basel I steht die Fokussierung 
auf die Risiken durch risikoadäquate Ei-
genkapitalanforderungen bei branchen-
weit unverändertem Eigenkapitalbedarf 
im Mi�elpunkt der Neuregulierungen. 
Damit soll zur Erreichung der weiteren 
Inhalte des Zielbündels wie Stabilisierung 
des Bankensystems, We�bewerbsgleich-
heit, allgemeine Verwendungsfähigkeit 
der Regulierungen sowie Berücksich�-
gung neuer Entwicklungen im Finanzwe-
sen und Risikomanagement entscheidend 
beigetragen werden.

Die Kernidee zur Erreichung dieser Ziele 
ist die stärkere Anpassung des regulato-
rischen Eigenkapitals an das ökonomisch 
sinnvolle Eigenkapital. Mit Basel II wer-
den die Eigenkapitalanforderungen an die 
Banken weitgehend von den individuellen 
Risiken und damit den Bonitäten der Kre-
ditnehmer abhängig gemacht. Dies wird 
durch flankierende Neuregelungen über 
Art und Rolle der Bankenaufsicht und 
durch Offenlegungsvorschri�en zur Nut-
zung der Marktdisziplin ergänzt.

Basel II besteht somit aus drei Regulie-
rungsschwerpunkten, den sogenannten 
„Säulen“. Gegenüber der bisherigen Rege-
lung (Basel I), nach der im Wesentlichen 
nur die Eigenkapitalanforderungen undif-

ferenziert nach Geschä�s- und Kreditneh-
merarten festgelegt waren, wird die Neu-
ordnung der Mindestkapitalaussta�ung 
(Säule 1) der Banken um die flankieren-
den, zielunterstützenden Regulierungs-
schwerpunkte Aufsichtliches Überprü-
fungsverfahren (Säule 2) und Marktdiszi-
plin (Säule 3) ergänzt.

In Säule 1, Mindestkapitalanforderung, 
sind mit Standardverfahren, Basis-IRB-
Verfahren und Fortgeschri�enem IRB-
Verfahren drei Ansätze für Banken zur Er-
mi�lung der Eigenkapitalanforderungen 
definiert, wobei die Kredi�ns�tute das 
Wahlrecht haben, welches Verfahren sie 
anwenden wollen.

Während der Standardansatz lediglich 
für extern geratete Unternehmen in Ab-
hängigkeit deren Bonitäten eine Abwei-
chung von der bisherigen Eigenkapital-
anrechnung zulässt und damit von allen 
Kredi�ns�tuten verwendet werden kann, 
werden in den beiden IRB-Ansätzen die 
Eigenkapitalanforderungen mi�els eines 
komplexen Berechnungsverfahrens nach 
bankinternen Einschätzungen der Risiken 
ermi�elt, für deren Anwendung hohe 
Mindestanforderungen an die internen 
Risikomanagementverfahren vorausge-
setzt werden. Beim Basis-IRB-Ansatz muss 
lediglich die Ausfallwahrscheinlichkeit 
ermi�elt werden, während der Fortge-
schri�ene IRB-Ansatz die Ermi�lung von 
Ausfallwahrscheinlichkeit, tatsächlichem 
Verlust beim Ausfall und der ausstehen-
den Forderung zum Zeitpunkt des Ausfalls 
voraussetzt. 

Um einen Anreiz zur Verwendung der 
komplexeren Ansätze zu schaffen, sind 
mit steigendem Komplexitätsgrad des 
verwendeten Ansatzes mit der Kalibrie-
rung der Ansätze Eigenkapitalentlastun-
gen hinterlegt, um die Anwendung der 
komplexeren Verfahren und so die Imp-
lemen�erung fortgeschri�ener Risikoma-
nagement-Systeme zu unterstützen.

Die Wahl eines der Ansätze bedeutet für 
die Banken eine strategische Entscheidung 
hinsichtlich Kunden- und Geschä�sstruk-
turen. Der poten�elle Nutzen aus dem 
Anreiz wird durch das Bestandsgeschä� 
der Banken und deren Geschä�spoten-
zial begrenzt. Die Kredi�ns�tute werden 
unter Berücksich�gung dieser Parameter 
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den für sie op�malsten Ansatz wählen. 
Dennoch ist insbesondere mit den IRB-
Ansätzen wegen den damit verbundenen 
Mindestanforderungen an die Kredi�ns�-
tute eine systemstabilisierende Wirkung 
verbunden.

Ferner ist mit dem opera�onellen Risiko 
erstmalig eine bislang unberücksich�gte 
Risikoart mit Eigenkapital zu unterlegen, 
die wegen ihres schwer eingrenzbaren, 
nicht einzelgeschä�sbezogenen Charak-
ters bestandsgefährdende Ausmaße für 
die Banken annehmen kann. Es ist fest-
zustellen, dass ein objek�ves Verfahren 
zur Quan�fizierung dieser Risikoart nicht 
vorliegt.

Die Annäherung des regulatorischen EK 
an das ökonomische EK reduziert Arbitra-
genutzen schlechterer Bonitäten zulasten 
der besseren Bonitäten innerhalb eines 
Por�olios. Mit den verschiedenen Ansät-
zen zur Ermi�lung der EK-Anforderungen 
und deren unterschiedlichen Komplexität 
ist gewährleistet, dass Basel II von allen 
Kredi�ns�tuten umgesetzt werden kann. 
Damit ist systemimmanent aber auch 
hinterlegt, dass Banken nach Basel II in 
Abhängigkeit der verwendeten Ansätze 
bzw. Parameter (IRB-Ansätze) für iden-
�sche Geschä�e mit unterschiedlichen 
Eigenmi�elanrechnungen konfron�ert 
sind. Eine allgemeingül�ge EK-Risiko-Re-
la�on besteht nicht. Während mit kor-
rekter Kalibrierung des Regelwerks die 
Eigenkapitalanforderungen an das Ge-
samtsystem konstant bleiben, können aus 
deren Bestands- oder Zielpor�olien un-
terschiedliche EK-Anforderungen begrün-
det werden, die zu EK-Belastungen oder 
EK-Entlastungen führen kann und damit 
Veränderungen in den rela�ven We�be-
werbsposi�onen begründet. 

Der Kalibrierung der Eigenkapitalanfor-
derungen im Rahmen von Säule 1 kommt 
zur Erreichung des Zielbündels von Ba-
sel II entscheidende Bedeutung zu. Für 
eventuell au�retende Fehlentwicklungen 
behält sich der Basler Ausschuss die Reka-
librierung des Regelwerks vor.

Mit den aufsichtlichen Überprüfungsver-
fahren (Säule 2) werden den Aufsichtsin-
stanzen weitreichende Informa�onsrech-
te und Eingriffsmöglichkeiten eingeräumt. 
Diese beinhalten neben der Überwachung 

einer angemessenen Eigenkapitalausstat-
tung der Banken und frühzei�ger Interven-
�onsmöglichkeit bei deren Unterschrei-
tung die Sicherstellung und Überwachung 
des internen Risikomanagements sowie 
der Verfahren zur Ermi�lung des risiko-
adäquaten Eigenkapitals. Damit wird die 
zielgerechte Umsetzung von Säule 1 un-
terstützt und gleichzei�g die nö�ge Eigen-
kapitalaussta�ung der Banken gesichert. 
Dies bedeutet die ak�ve Einbindung der 
Aufsichtsinstanzen in die Geschä�spraxis 
der Banken, setzt einen ins�tu�onalisier-
ten und intensiven Dialog zwischen Ban-
ken und Aufsicht voraus und begründet 
sowohl bei den Aufsichtsinstanzen wie 
auch bei den Banken umfangreichen An-
passungsbedarf. Den Aufsichtsinstanzen 
sind innerhalb der genannten Aufgaben 
erhebliche Ermessensspielräume einge-
räumt, die zu unterschiedlichen Ausle-
gungen und Anwendungen und damit 
verschiedenen Aufsichtsprak�ken führen 
können.

Die Säule 3, Marktdisziplin, beinhaltet 
eine Reihe von Offenlegungspflichten und 
hat das Ziel, den Mark�eilnehmern stan-
dardisierte Kerninforma�onen über An-
wendungsbereich von Basel II, Eigenkapi-
tal, Risikoposi�onen, Risikomessverfahren 
und Risikomanagement der Banken zur 
Verfügung zu stellen. Mit dieser Transpa-
renz über deren Risikoposi�onen werden 
bewusst die selbstregulierenden Krä�e 
des Marktes zur stärkeren Fokussierung 
der Banken auf das Risikomanagement 
instrumentalisiert.

Die Eigenkapitalbes�mmungen gelten 
nach Basel II explizit auf konsolidierter 
Ebene der Bankengruppen. Damit wird 
die Doppelbelegung von EK beschränkt 
und eine Auslagerung eigenkapitalrele-
vanter Ak�vitäten an Finanztöchter, die 
nicht explizit Bankgeschä�e betreiben, 
vermieden. Neuere Entwicklungen, wie 
die Bildung diversifizierter Finanzgrup-
pen, werden aber auch durch Basel II nicht 
vollständig erfasst, zumal deren Ak�vitä-
ten mit zunehmender Diversifizierung der 
Aufsicht verschiedener Instanzen unterlie-
gen, Inves��onen in Versicherungen und 
Unternehmensbeteiligungen finanzfrem-
der Branchen lediglich vom Eigenkapital 
der Bankengruppe abzuziehen sind und 
Basel II in seiner inhaltlichen Ausgestal-
tung auf Bankgeschä�e fokussiert ist.

Den Banken werden durch die geänder-
ten Rahmenbedingungen strategische 
Entscheidungen abverlangt und entspre-
chende Anpassungsreak�onen ausgelöst. 
Die Rahmenbedingungen für Unterneh-
mensfinanzierungen verändern sich da-
mit ebenfalls. 

Im zweiten Themenkomplex dieser Arbeit 
(Kapitel II) wurde untersucht, ob und wie-
weit sich Basel II auf den eigentlichen Re-
gulierungsgegenstand, die Bankenbran-
che, und darüber hinaus auswirkt, welche 
Anpassungsreak�onen ausgelöst werden 
und wie dies gesamtwirtscha�lich zu be-
werten ist.

Im Rahmen einer Analyse wurde festge-
stellt, dass ein direkter Zusammenhang 
zwischen Kreditkondi�onen und Basel II 
besteht. Das Angebot der Banken wird 
durch Basel II verändert. Mit der risikoadä-
quaten Eigenmi�elunterlegung, die von 
der Bonitätseinwertung der Unternehmen 
abhängt, sind seitens der Banken Anpas-
sungen der Kreditkondi�onen gegenüber 
Kreditnehmern aufgrund der veränderten 
Eigenkapitalkosten verbunden. 

Zur Quan�fizierung der Angebotspreis-
reak�onen bei Krediten wurde unter Zu-
grundelegung praxisrelevanter Prämissen 
in dieser Arbeit ein Modell zur Berech-
nung von Renditeanforderungen und 
Kondi�onsveränderungen in Abhängig-
keit der Eigenkapitalanforderungen nach 
Basel II aufgestellt.

Bei Zugrundelegung der historischen 1-
Jahres-Ausfallwahrscheinlichkeiten nach 
Standard & Poor`s lassen sich damit so-
wohl nach Standard- wie auch IRB-Basis-
Ansatz die Kondi�onsveränderungen auf 
Basis eines errechneten Ergebnis- und 
Renditeanspruchs in Abhängigkeit von 
der Bonität des Kreditnehmers errechnen 
und vergleichen.

Während die Kondi�onsveränderungen 
im Standardansatz von einer Verbilligung 
von 0,69% bis zu einer Verteuerung um 
0,45% reichen, sind im IRB-Ansatz Verbil-
ligungen bis zu 0,74% und Verteuerungen 
bis zu 1,27% möglich. Damit begründet 
Basel II signifikante Veränderungen in den 
Kreditkondi�onen. Die Selek�onsbewe-
gung besserer Bonitäten zu IRB-verwen-
denden Banken und schlechterer Kredit-
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nehmer zu Banken mit Standardansatz ist 
systemimmanent hinterlegt.

Der Vergleich zwischen Standard- und 
IRB-Ansatz zeigt, dass der Standardansatz 
insbesondere im Bereich der schlechte-
ren Bonitäten (schlechter B) vorteilha� ist 
bzw. bei extern ungerateten Unternehmen 
mit schlechter Bonität eine pauschale EK-
Unterlegung von 100% ansetzt, was nicht 
zielkonform ist.

Mit diesem Modell ist es den Banken auch 
möglich, ein bestehendes oder angestreb-
tes Risikopor�olio an Krediten hinsichtlich 
seiner Risikogewichtungen, Eigenmi�elun-
terlegung und Kondi�onsveränderungen 
nach Standard- und IRB-Ansatz hochzu-
rechnen. Damit liegt ein Entscheidungsin-
strument vor, das den Banken unabhängig 
der Ziele von Basel II eine betriebswirt-
scha�lich op�male Entscheidung über 
den zu verwendenden Ansatz ermöglicht. 
Die Kredi�ns�tute werden ihre strategi-
sche Steuerung und ihre Ak�vitäten an 
die geänderten Rahmenbedingungen an-
passen. Dies hat neben den genannten 
quan�ta�ven Anpassungen der Kredit-
kondi�onen eine Vielzahl qualita�ver Ver-
änderungen in den internen Abläufen und 
im Marktau�ri� zur Folge, die gravieren-
de Veränderungen im Angebotsverhalten 
der Banken und im Verhältnis zwischen 
Banken und Unternehmen darstellen.

Mit den unterschiedlichen Ansätzen aus 
Säule 1 werden Segmen�erungstenden-
zen sowohl der Banken, des Kreditange-
bots wie auch der Kreditnehmer begrün-
det. Die Banken werden nach dem ver-
wendeten Ansatz nach Säule 1 einzuord-
nen sein. Geschä�smöglichkeiten werden 
nach unterschiedlichen aufsichtlichen 
Methodiken bewertet, was zu differen-
zierten Bewertungsergebnissen führt und 
unterschiedlich posi�ves oder nega�ves 
Geschä�sinteresse gegenüber den Unter-
nehmen begründet. 

Die op�male Entscheidung der Banken für 
einen der Ansätze hängt von einem Bün-
del von externen und internen Faktoren 
ab. Die Simula�on der Eigenkapitalbelas-
tung nach den alterna�ven Ansätzen von 
Säule 1 mit o. g. Modell stellt hierfür eine 
wesentliche Entscheidungsgrundlage dar. 
Aus dem verwendeten Ansatz resul�eren 
Anpassungen in den Zielkundendefini�o-

nen, die Veränderungen im Verhältnis zu 
den Unternehmen zur Folge haben und 
eine Fokussierung auf bes�mmte Markt-
segmente unterstützen. Banken werden 
ihre Zielhierarchie stärker nach dem op�-
malen Einsatz des knappen Gutes Eigen-
kapital ausrichten und verstärkt Por�olio-
steuerung betreiben. Por�oliosteuerung 
gewinnt wegen der Offenlegungspflichten 
von Säule 3 zunehmend an Bedeutung 
für das Eigenra�ng der Banken und da-
mit deren Refinanzierungsmöglichkeiten. 
Kreditvergaben werden durch Einsatz von 
Ra�nginstrumentarien zunehmend nach 
objek�ven Risikoeinschätzungen und da-
mit verbundenen Renditeanforderungen 
erfolgen. Subjek�ve Faktoren wie z. B. 
Hausbankfunk�onen verlieren damit an 
Bedeutung. Vor dem Hintergrund, dass 
die Bestandsgeschä�e nach der Neube-
wertung nach Basel II eine stark veränder-
te Rentabilität aufweisen können, wird 
die Verlässlichkeit der Banken gegenüber 
den Kreditnehmern abnehmen. Das An-
gebot der Banken gegenüber Kreditneh-
mern kann sich signifikant verändern. 
Ebenso wird durch Basel II wegen den 
Segmen�erungstendenzen die Wechsel-
bereitscha� der Kreditnehmer zur Suche 
des güns�gsten Angebots unterstützt. 
Dementsprechend werden sich auch die 
kreditnehmenden Unternehmen denje-
nigen Banken zuwenden, die nach Ba-
sel II die a�rak�vsten Kreditkondi�onen 
bieten. Für die einzelnen fremdmi�elsu-
chenden Unternehmen bedeutet die Seg-
men�erung der Banken eine Reduzierung 
der poten�ellen Kreditgeber. Andererseits 
resul�ert daraus eine größere Mark�e-
fe und Preistransparenz, die durch den 
verstärkten We�bewerb der Banken um 
Neukunden unterstützt wird.

Notwendige Anpassungen der internen 
Controlling-Systeme an die veränderten 
Anforderungen werden in Abhängigkeit 
vom gewählten Ansatz nach Säule 1 indi-
viduell unterschiedlichen Aufwand verur-
sachen, der als Entscheidungsfaktor bei 
dessen Wahl einfließen wird. Fraglich ist, 
in wieweit die Kredi�ns�tute aber auch 
die Kreditnehmer in der Lage sind, die Viel-
zahl der Einflussparameter einzuschätzen, 
zu einer Gesamtprojek�on zu aggregieren 
und daraus strategische Entscheidungen 
abzuleiten, was als ein kri�scher Erfolgs-
faktor für die Weiterentwicklung der 
Kredi�ns�tute und Unternehmen zu be-

werten ist. Da mit Basel II lediglich die ag-
gregierten Eigenmi�elanforderungen im 
gesamten Geltungsbereich der Banken-
branche konstant gehalten werden sollen, 
werden bewusst Veränderungen in den 
Mindestkapitalanforderungen gegenüber 
den individuellen Ins�tuten akzep�ert. 
Diverse Ins�tute werden aufgrund der 
veränderten EK-Belastung des Bestands-
geschä�s Veränderungen im maximalen 
Geschä�svolumen erfahren. Ausgehend 
von unterschiedlichen Ausgangssitua�o-
nen sind mit Basel II insgesamt Verschie-
bungen in den rela�ven We�bewerbspo-
si�onen der Mark�eilnehmer zueinander 
verbunden. Basel wirkt sich durch die ver-
änderten Eigenkapitalanforderungen auf 
die We�bewerbsposi�onen der Banken 
zueinander aus. Durch die hier nachge-
wiesenen Kondi�onsveränderungen wer-
den aber auch die fremdmi�elsuchenden 
Unternehmen tangiert. Auch deren We�-
bewerbsposi�onen können von Basel II in 
Abhängigkeit von ihrer individuellen Situ-
a�on nachhal�g beeinflusst werden.

Die Veränderungen in der Kreditvergabe-
praxis werden auch die Weiterentwick-
lung der Kapitalmärkte und damit von 
Produkten wie Corporate Bonds, Com-
mercial Papers und MTN-Programme etc. 
als alterna�ve Refinanzierungsquellen un-
terstützen. Die Verbreiterung der Sekun-
därmärkte, über die Kreditrisiken ausplat-
ziert bzw. ak�ves Por�oliomanagement 
betrieben werden kann, ist eine weitere 
Folge. Ferner werden für einen Teil der 
Kreditnehmer Mezzanine oder Leasing 
eine Refinanzierungsalterna�ve sein.

In Basel II ist systemimmanent eine pro-
zyklische Wirkung hinterlegt. In konjunk-
turell freundlichen Phasen wird die Kre-
ditvergabe wegen der guten Bonitäten 
und damit verbunden geringeren Eigenka-
pitalanforderungen expansiv sein. In kon-
junkturell rückläufigem Umfeld wird in 
Verbindung mit schlechteren Ra�ngs dem 
Markt Liquidität entzogen und damit ein 
Abschwung unterstützt. Das Ziel der Sta-
bilisierung des Bankensystems wird über 
diesen gesamtwirtscha�lich unerwünsch-
ten Effekt gestellt. Im Rahmen einer Ge-
genüberstellung wurden die vorgenann-
ten Ergebnisse hinsichtlich ihrer posi�ven 
oder nega�ven gesamtwirtscha�lichen 
Bedeutung eingewertet und nach Gegen-
überstellung mit den erklärten Zielen von 
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Basel II eine Einschätzung des gesamtwirt-
scha�lichen Nutzens angestellt.

Die Auswirkungen auf die Bankenbranche 
sind demnach überwiegend posi�v zu be-
werten. Für die Kreditnehmer, die nicht 
direkter Gegenstand der Neuregelungen 
sind, überwiegen die Nachteile der Ef-
fekte geringfügig die Vorteile. Insgesamt 
überwiegen die gesamtwirtscha�lichen 
Vorteile dennoch deutlich. Die mit Basel II 
verbundene Stabilisierung des Bankensys-
tems liefert einen wich�gen Beitrag zur 
Stabilisierung des Gesamtsystems. Markt-
ineffizienzen werden erheblich korrigiert 
und die Marktkrä�e zur Verbesserung der 
Gesamtverhältnisse der Mark�eilnehmer 
herangezogen. Dadurch werden jedoch 
auch Instabilitäten bei einzelnen Gruppen 
von Mark�eilnehmern begründet und 
für die einzelnen Mark�eilnehmer un-
terschiedliche aufwendige, strategische 
Anpassungsreak�onen verursacht.

Bei den vielschich�gen Ausgangssitua�o-
nen der Kredi�ns�tute und den op�ona-
len Ansätzen ist davon auszugehen, dass 
für jede Art und Bonität von Kreditneh-
mern ein risikoadäquates Angebot aus 
der Gesamtheit der Banken besteht. Die 
Versorgung der Privatwirtscha� mit Kre-
ditmi�eln ist durch Basel II nicht grund-
sätzlich gefährdet.

Im dri�en Themenkomplex (Kapitel III) 
dieser Arbeit wurde die Mineralölin-
dustrie nach den in den Kapiteln I und II 
hergeleiteten quan�ta�ven und qualita-
�ven Auswirkungen von Basel II unter-
sucht. Es wurde untersucht, in wieweit 
ein derart globaler Markt und die darin 
agierenden Unternehmen tangiert wer-
den, zumal sich die Diskussion um die 
Auswirkungen von Basel II im Wesent-
lichen nur auf die Bankenbranche oder 
einzelne Teilaspekte wie Mi�elstands-
kredite oder regional besondere Marktor-
ganisa�onen erstreckte. Zu diesem Zweck 
wurde eine Grundgesamtheit, bestehend 
aus 142 Unternehmen mit externem 
Ra�ng von Standard & Poor`s erhoben.  
Auf diese Grundgesamtheit wurde das in 
dieser Arbeit entwickelte Modell zu Quan-
�fizierung von Kondi�onsveränderungen 
angewendet. Neben einer Auswertung 
der Grundgesamtheit wurden die Unter-
nehmen ferner nach bes�mmten Merk-
malen eingeordnet und mehrere merk-

malspezifische Teilanalysen vorgenom-
men.

Ein wesentliches Ergebnis ist, dass sich für 
die gesamte Grundgesamtheit nach Basel 
II sowohl im Standard- wie auch im IRB-
Ansatz die Kondi�onen ceteris paribus 
verbessern. Dieser Effekt überwiegt beim 
IRB-Ansatz, was die Zielkonformität der 
Kalibrierung bestä�gt. Damit erzielen die 
Unternehmen der interna�onalen Mine-
ralölindustrie den höchsten Nutzen bei 
Banken, die den IRB-Ansatz verwenden. 
Auswirkungen auf das Ölpreisniveau kön-
nen hieraus aber nicht abgeleitet werden. 
Einzelne Unternehmen werden aber auch 
deutliche Kondi�onsverschlechterun-
gen hinnehmen müssen. Damit werden 
auch in dieser Branche Veränderungen 
in den rela�ven We�bewerbsposi�onen 
begründet. Auch ein derart global orga-
nisierter Markt wird also von Basel II den 
Erkenntnissen aus Kapitel II entsprechend 
tangiert. 

Die Gesamtheit der Integrierten Unter-
nehmen profi�eren wegen der Diver-
sifizierung ihrer Ak�vitäten am stärks-
ten, wobei der Nutzen auch für die 
Downstream- und Upstream-Unterneh-
men posi�v ausfällt, für Letztere aber 
am geringsten ist. Die global ak�ven Un-
ternehmen werden wesentlich stärker 
von Basel II begüns�gt als die regional 
ak�ven Unternehmen. Die Unternehmen 
aus fortgeschri�enen Märkten profi�eren 
erheblich gegenüber den Emerging Mar-
kets und OPEC-Ländern. Die Privatunter-
nehmen erzielen einen höheren Nutzen 
aus Basel II als Staatsunternehmen. Damit 
wirkt sich Basel II auch bei sämtlichen 
merkmalsspezifischen Teilen der Grund-
gesamtheit unterschiedlich aus, wobei 
immer für Einzelunternehmen aufgrund 
unternehmensspezifischer Merkmale 
innerhalb der Teilkategorien erhebliche 
Abweichungen vom Gruppendurchschni� 
feststellbar waren, was deren rela�ve Po-
si�on zu ihren Konkurrenten verändert.

Der in der Summe für die Mineralölin-
dustrie festgestellte posi�ve Nutzen aus 
Basel II kann wegen unterschiedlicher 
Ra�ngkonstella�on der Grundgesamt-
heiten nicht für alle Branchen abgeleitet 
werden. 

Auch die oben abgeleiteten qualita�ven 
Auswirkungen von Basel II können auf 
die Mineralölindustrie übertragen wer-
den. Einschränkungen bestehen hier le-
diglich hinsichtlich der Anforderungen 
an die bedarfsspezifische Leistungsfä-
higkeit der Banken. Wegen betraglicher 
Mindestanforderungen an Transak�onen 
und Strukturen ist der Kreis der poten�-
ellen Banken im Wesentlichen auf einen 
Kreis leistungsfähiger Banken begrenzt, 
die erwartungsgemäß den IRB-Ansatz 
verwenden. Segmen�erungsbewegungen 
finden deshalb nur eingeschränkt sta�. 
Festzuhalten ist, dass Basel II sich auch 
auf diese Branche erwartungsgemäß 
qualita�v wie quan�ta�v auswirkt. Dies 
hat auch Veränderungen in den rela�ven 
We�bewerbsposi�onen innerhalb der 
Branche in Abhängigkeit von bes�mm-
ten Unternehmensmerkmalen zur Folge. 
Die Mineralölindustrie als Ganzes wird 
der Untersuchung entsprechend von Ba-
sel II profi�eren. Eine grundsätzliche Be-
schränkung der Auswirkungen von Basel II 
auf bes�mmte Unternehmenskategorien 
wie zum Beispiel den Mi�elstand oder 
bes�mmte Branchen ist damit nicht ge-
geben. Dennoch ist die Frage, ob eine be-
s�mmte Grundgesamtheit von Unterneh-
men von Basel II profi�ert oder eine Ver-
schlechterung der Rahmenbedingungen 
hinnehmen muss, von deren spezifischen 
Merkmalen abhängig. Eine Verallgemei-
nerung oder Übertragung der Ergebnisse 
der Mineralölindustrie auf andere Bran-
chen oder Unternehmensgruppen ist des-
halb nicht möglich.

Es konnte festgestellt werden, dass sich 
Basel II weit über den eigentlichen Regu-
lierungsgegenstand, die Bankenbranche, 
hinaus auswirkt. Dabei überwiegen bei 
Abwägung der gesamtwirtscha�lichen 
Nutzen trotz der prozyklischen Wirkung 
des Regelwerks die iden�fizierten Vorteile 
die Nachteile. In Abhängigkeit von der un-
ternehmensindividuellen Situa�on kann 
das neue Regelwerk von Vorteil oder auch 
von Nachteil sein. Am Beispiel der inter-
na�onalen Mineralölindustrie konnte fer-
ner nachgewiesen werden, dass Basel II 
auch Auswirkungen auf eine globale und 
transparente Branche hat und wie diese 
sich konkret darstellen.
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1. Problemstellung und Forschungsfragen 

Die Freie Wohlfahrtspflege in der Bun-
desrepublik steht vor der bisher größten 
Herausforderung in der Nachkriegsge-
schichte. Nach Jahrzehnten als unange-
fochtener und rela�v komfortabel ausge-
sta�eter Au�ragnehmer staatlicher Auf-
gaben sieht sie sich in eine ungewohnte 
We�bewerbssitua�on gedrängt, die vor 
dem Hintergrund anhaltender Spar- und 
Verknappungsdiskussionen ihr Selbstver-
ständnis und bisheriges Agieren in Frage 
stellt. Die Freie Wohlfahrtspflege muss ihre 
Posi�onen in der deutschen und europäi-
schen Gesellscha� neu jus�eren, wenn sie 
ihre Bedeutung nicht verlieren will. In die-
sem Prozess ist zu berücksich�gen, dass die 
Freie Wohlfahrtspflege drei verschiedene 
Haup�unk�onen wahrnimmt: 

a) Au�ragnehmer und Unterstützer des 
Staates,

b) Anbieter sozialer Dienstleistungen am 
Markt und 

c) Anbieter im „intermediären“ Bereich zwi-
schen Markt und Staat als ursprüngliches Tä-
�gkeitsgebiet der Freien Wohlfahrtspflege. 

Der Diskussionsprozess um die Wahrneh-
mung aller drei Funk�onen unter Berück-
sich�gung wirtscha�licher Aspekte wurde 
auch in der Diakonie, als einem der größten 
Verbände der Freien Wohlfahrtspflege in 
der Bundesrepublik Deutschland, eingelei-
tet und wird in der Disserta�on am Beispiel 
der Diakonischen Altenhilfe in Sachsen auf-
gegriffen. Ausgangspunkt ist dabei, dass die 
Finanzmi�el, die für die Wahrnehmung der 
intermediären Aufgaben erforderlich sind, 
unter anderem durch Erwirtscha�ung im 
Rahmen anderer Dienstleistungsangebote 
am Markt zur Verfügung gestellt werden 
können. Dies beinhaltet die Forderung nach 
einer dauerha�en We�bewerbsfähigkeit 
diakonischer Anbieter, was letztlich bedeu-
tet, dass die am Markt erzielbaren Entgelte 
die Kosten für die angebotenen Leistungen 
übersteigen müssen. 

Demgegenüber empfinden besonders kon-
fessionelle Träger der sozialen Arbeit ein 
Spannungsfeld zwischen Wirtscha�lichkeit 

und Nächstenliebe. Die Disserta�on setzt 
sich mit Fragestellungen an der Schni�stel-
le zwischen Wirtscha�s- und Sozialwissen-
scha�en auseinander und verfolgt dabei 
die Untersuchung folgender Forschungs-
fragen: 

1) Wie lässt sich der Wirtscha�lichkeitsaspekt 
in das Zielsystem der Diakonie einordnen? 

2.1) Welche methodischen Anforderungen 
sind an ein Online-Benchmarking-System zu 
stellen, das zur Erhebung der wirtscha�lichen 
Ist-Situa�on in der Diakonischen Altenhilfe 
zum Einsatz kommt? 

2.2) Welche steuerungsrelevanten Kennzah-
len lassen sich im Bereich der ambulanten 
und sta�onären Altenhilfe iden�fizieren? 

2.3) Wie gestaltet sich die wirtscha�liche Ist-
Situa�on in der ambulanten und sta�onären 
Altenhilfe der sächsischen Diakonie? 

3) Welche Handlungsempfehlungen zur Steu-
erung der Wirtscha�lichkeit lassen sich aus 
den Erkenntnissen des Benchmarking-Pro-
zesses ableiten? 

2. Au�au der Arbeit 

Die Arbeit gliedert sich in fünf Abschnit-
te. Nach der Darlegung von Problemstel-
lung und Zielsetzung der Arbeit sowie der 
Darlegung der Vorgehensweise erfolgt im 
zweiten Kapitel die Vorstellung der Freien 
Wohlfahrtspflege mit ihren Spezifika. Das 
dri�e Kapitel setzt sich mit dem Instrument 
Benchmarking, seiner Anwendung im Kon-
text der Diakonischen Altenhilfe und sei-
nem Einsatz zur Erhebung der wirtscha�li-
chen Ist-Situa�on auseinander. Au�auend 
auf diesen dri�en Abschni� werden im 
vierten Kapitel ausgewählte Ergebnisse 
des Benchmarking-Prozesses sowie Ansät-
ze zur Verbesserung der Wirtscha�lichkeit 
disku�ert. Die Arbeit schließt mit einer 
Zusammenfassung der wesentlichen Er-
gebnisse und einem Ausblick auf weitere 
Forschungsfragen. 

3. Ergebnisse der Arbeit

Kapitel 2: Mit Blick auf die historische Ent-
wicklung und die Erklärungsansätze zur 
Entstehung ist herauszustellen, dass es sich 
bei der Freien Wohlfahrtspflege im Ver-

gleich zu anderen Sozialsystemen um ei-
nen deutschen ins�tu�onellen Sonderweg 
handelt, der sich auch in der steuerlichen 
Sonderbehandlung der Organisa�onen 
widerspiegelt. Ferner hat dieses Kapitel 
die Charakterisierung der Leistungen der 
Freien Wohlfahrtspflege und die daraus 
resul�erenden Bewertungsproblema�ken 
zum Gegenstand. Zu nennen sind hier die 
besondere Bedeutung des Faktors Perso-
nal, die asymmetrische Informa�onsver-
teilung zwischen Leistungsempfänger und 
Leistungsanbieter sowie die gespaltenen 
Tauschbeziehungen. Das Kapitel schließt 
mit der Einordnung des Wirtscha�lich-
keitsaspektes in das Zielsystem der Diako-
nischen Altenhilfe. Herausgearbeitet wird 
in diesem Zusammenhang, dass sich die 
Diakonie in einem Zieldreieck zwischen 
der Erfüllung diakonisch-theologischer, 
qualita�ver und wirtscha�licher Ansprü-
che bewegt und dieses Zieldreieck zugleich 
ein Spannungsfeld beschreibt, in dem sich 
verantwortliche Entscheidungsträger im-
mer wieder neu posi�onieren müssen. Von 
grundsätzlicher Bedeutung ist, dass die 
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Notwendigkeit des wirtscha�lichen Han-
delns in keinem Widerspruch zur tä�gen 
Hilfe am Nächsten im Geiste des Christen-
tums steht. Des Weiteren wird herausgear-
beitet, dass sich die Diakonie der Kompe-
tenzen und Ressourcen vergewissern muss, 
die ihre Unterscheidbarkeit zu anderen 
Dienstleistungsanbietern im sozialen Sek-
tor bedingen. In erster Linie sind dies die 
Mitarbeiter, die in die unmi�elbare Interak-
�on mit den Dienstleistungsempfängern 
treten. Daraus resul�ert, dass sich die 
Spezifik der Diakonie letztlich nur in mo�-
vierten und vom christlichen Menschenbild 
geprägten Mitarbeitern ausdrücken kann. 
Im Rahmen dieses Kapitels kann damit die 
Forschungsfrage nach der Einordnung des 
Wirtscha�lichkeitsaspekts in das Zielsys-
tem der Diakonie beantwortet werden. 

Kapitel 3: Im Zusammenhang mit dem As-
pekt der Wirtscha�lichkeit im Kontext der 
Diakonischen Altenhilfe in Sachsen stellt 
sich zunächst die Frage nach der wirtscha�-
lichen Ist-Situa�on in den betrachteten Ein-
richtungen und Diensten. Als Instrument 
zur Erhebung der wirtscha�lichen Ist-Situ-
a�on wird Benchmarking vorgeschlagen. 
Daher setzt sich das dri�e Kapitel zunächst 
mit den theore�schen Grundlagen des 
Benchmarkings auseinander. Eingeführt 
wird ein Phasenmodell des Benchmarking-
Prozesses, anhand dessen im weiteren 
Verlauf der Arbeit konzep�onelle Überle-
gungen in Bezug auf die Anwendung des 
Instruments im Kontext der Diakonischen 
Altenhilfe in Sachsen angestellt werden. Im 
Haup�eil erfolgen Darstellung und Diskus-
sion von steuerungsrelevanten Kennzahlen 
aus den Bereichen ambulante und sta�onä-
re Altenhilfe. Dabei wird jeweils dargelegt, 
wie sich die einzelnen Kennzahlen definie-
ren, wie sie sich im Zeitverlauf von bis zu 
sechs Jahren im Bereich der sächsischen 
Diakonie entwickelt haben und wie sie sich 
beeinflussen lassen. Als Spitzenkennzah-
len werden die Kennzahlen „Ergebnis pro 
Stunde“ in der ambulanten Altenhilfe und 
„Ergebnis je Belegungstag“ in der sta�onä-
ren Altenhilfe gewählt. Beide Kennzahlen 
spiegeln die wirtscha�liche Ist-Situa�on als 
Differenz zwischen Erlösen und Aufwand 
bezogen auf die jeweilige Leistungseinheit 
(Arbeitsstunde des Pflegepersonals bzw. 
Belegungstag) wider. Mi�els der Ermi�lung 
von Korrela�onskoeffizienten werden (sta-
�s�sche) Zusammenhänge zwischen den 
Spitzenkennzahlen und den anderen ver-

wendeten Kennzahlen dargestellt. Darüber 
hinaus erfolgen die Untersuchung des Ein-
flusses von Störfaktoren und die Diskussion 
des zweckmäßigen Umgangs mit ihnen. Da-
mit liegt erstmals eine derar�ge Erhebung 
und Dokumenta�on steuerungsrelevanter 
Kennzahlen in diesem Untersuchungsge-
biet vor und das Kapitel beantwortet die 
Forschungsfragen bezüglich der konzep-
�onellen Anforderungen an ein Online-
Benchmarking-Instrument zur Erhebung 
der wirtscha�lichen Ist-Situa�on in der 
diakonischen Altenhilfe und zur Iden�fizie-
rung steuerungsrelevanter Kennzahlen im 
Untersuchungsgebiet der ambulanten und 
sta�onären Altenhilfe. Die Forschungs-
frage zur wirtscha�lichen Ist-Situa�on 
im Untersuchungsgebiet wird dergestalt 
beantwortet, dass die Einrichtungen und 
Dienste im Mi�el (geringe) Überschüsse er-
wirtscha�en, die für die Aufrechterhaltung 
von intermediären Angeboten eingesetzt 
werden können. 

Kapitel 4: An die Darstellung der Zwischen-
ergebnisse des Online-Benchmarking-Pro-
jektes in der sächsischen Diakonie schlie-
ßen sich im vierten Kapitel die Diskussion 
ausgewählter Benchmarking-Ergebnisse 
und die Ableitung von Handlungsempfeh-
lungen an. Dabei erfolgt die Betrachtung 
einerseits aus der Perspek�ve teilnehmen-
der Einrichtungen und des projektbeglei-
tenden Landesverbandes, andererseits 
werden sowohl konkrete Sachprobleme als 
auch Instrumente zur Steuerung der Wirt-
scha�lichkeit in die Überlegungen einbezo-
gen. Während für die einzelnen Teilnehmer 
der Aspekt der Verbesserung der eigenen 
Ergebnisse und Vorgehensweisen im Fo-
kus steht, gewinnt der Landesverband u. a. 
auch eine Datenbasis für strategische Posi-
�onierungen. Aus Einrichtungsperspek�ve 
stellt dieses Kapitel neben einem konkre-
ten Beispiel für die Verbesserung eigener 
Prak�ken die Verknüpfung der Benchmar-
king-Ergebnisse mit anderen Führungsin-
strumenten – insbesondere der Budge�e-
rung und dem Balanced Scorecard-Konzept 
– her. Es wird einerseits herausgearbeitet, 
dass mit Benchmark-orien�erten und rol-
lierenden Verfahrensansätzen die Schwä-
chen exis�erender Budge�erungssysteme 
überwunden werden können, andererseits 
wird beispielha� eine Balanced Scorecard 
für die Diakonische Altenhilfe entwickelt 
und die Vorteilha�igkeit der parallelen An-
wendung der Führungsinstrumente Bench-

marking und Balanced Scorecard heraus-
gestellt. Aus Landesverbandsperspek�ve 
erfolgt zunächst eine Au�ereitung der im 
Benchmarking-Prozess gewonnenen Daten 
zu den Schwerpunk�hemen Inves��ons-
kostenproblema�k geförderter Einrichtun-
gen und Personalaussta�ung Pflege/Be-
treuung im sta�onären Bereich. Es kann 
gezeigt werden, dass aus der in der Vergan-
genheit vorgenommenen Objek�örderung 
für den Neubau bzw. die Sanierung von 
Altenpflegeheimen aufgrund der gesetzlich 
vorgeschriebenen Nichtrefinanzierbarkeit 
von eingesetzten Fördermi�eln im Zeitver-
lauf große Probleme resul�eren. Des Weite-
ren wird dargestellt, dass die in sächsischen 
Pflegeheimen übliche Personalaussta�ung 
im Bereich Pflege/Betreuung deutlich un-
ter den zeitlichen Orien�erungswerten des 
Pflegeversicherungsgesetztes für die Zuer-
kennung einer Pflegestufe liegt. Aus beiden 
Problembereichen resul�ert die Notwen-
digkeit zur strategischen Gegensteuerung, 
wenn die perspek�vische Wirtscha�lich-
keit der Leistungsangebote nicht gefähr-
det werden soll. Abschließend erfolgt eine 
Auseinandersetzung mit der Frage, ob eine 
Reorganisa�on bestehender Strukturen 
der Diakonie in Form eines „Social-Fran-
chise-Systems“ geeignet sein kann, aktu-
elle Probleme zu überwinden. Es erscheint 
grundsätzlich möglich, auf diesem Weg die 
Vorteile dezentraler Strukturen mit den 
Vorteilen von Koopera�onen zu verbinden. 
Es ist jedoch zu berücksich�gen, dass eine 
Umsetzung eines „Social-Franchising-Kon-
zeptes“ nicht mit den exis�erenden Be-
stands- und Autonomierechten der kirchli-
chen Wohlfahrtsverbände kollidieren darf. 
Die Diakonie ist von ihrem Grundsatz her 
Lebens- und Wesensäußerung der evan-
gelischen Kirche und muss sich über die 
Beziehung zu ihrer Kirche definieren. Dies 
darf durch die Neuordnung vertraglicher 
Beziehungen nicht gefährdet werden. Da-
her erscheint zunächst die Integra�on ver-
schiedener Franchise-Elemente in die Sat-
zung als Grundlage der Zusammenarbeit 
zwischen dem Landesverband und seinen 
Mitgliedern sowie den Mitgliedern unterei-
nander sinnvoll. 

Es lässt sich zusammenfassen, dass mit den 
Überlegungen im vierten Kapitel dieser Ar-
beit die Forschungsfrage nach Handlungs-
empfehlungen zur Steuerung der Wirt-
scha�lichkeit im Bereich der Diakonischen 
Altenhilfe beantwortet wird und entspre-
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Mit Beginn der größten Weltwirtscha�s-
krise, seit der weltweiten Depression in 
den 1930ern, werden Konzep�onen der 
orthodoxen und heterodoxen Ökono-
mik he�iger disku�ert. O� ist von einer 
„Wiederentdeckung keynesianischer Wirt-
scha�spoli�k“ die Rede. Doch was steckt 
konkret hinter diesem sprachlichen Gebil-
de? Wer kann das besser beantworten als 
die (Post-) Keynesianer selbst?!

Das Ins�tut für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung (IMK) in der Hans-Böck-
ler-S��ung und das Forschungsnetzwerk 
Makroökonomie und Makropoli�k (FMM) 
organisierten die „2nd Summer School 
on Keynesian Macroeconomics and Euro-
pean Economic Policies“. Vom 2. bis zum 
8. August bekamen die 40 Teilnehmer aus 
aller Welt die Möglichkeit interna�onal 
bekannten heterodoxen Wissenscha�-
lern konkrete fachliche Fragen zu stellen 
und sie persönlich kennen zu lernen. Das 
Ziel der Summer School war die postkey-
nesianische Wirtscha�stheorie näher zu 
bringen und die Probleme europäischer 
Wirtscha�spoli�k aufzuzeigen. So wurden 
ausgewählte Wirtscha�sbereiche durch-
leuchtet und in der Tiefe wissenscha�lich 
reflek�ert. Insoweit war sie für Diploman-
den, aber insbesondere für Doktoranden 
interessant, da die Diskussion über aktuel-
le Forschungsfragen Anregungen für eige-
ne Projekte generierten.

Zwei Monate vor Beginn der Summer 
School erhielten alle Teilnehmer required 
readings. Diese dienten der Vorbereitung 
auf die täglichen Vorträge. Das straffe 
7,5h/Tag-Programm sah drei Lehreinhei-
ten vor: Vorlesungen der Lecturers, Dis-
kussionsrunden in den study groups und 
Referate über aktuelle academic papers. 

Die Lecturers stellten das für den Tag vor-
gesehene Forschungsfeld vor und lieferten 
somit das Fundament für die in den study 
groups zu disku�erenden Fragen. Die Teil-
nehmer wurden gleich zu Beginn in fünf 
study groups aufgeteilt. Wir setzten uns 
mit den recht offenen Fragen auseinander 
und trugen abwechselnd dem Publikum 
unsere Ergebnisse vor. Im dri�en Modul 
weihten die Referenten die Hörerscha� 
in ihren Forschungsstand ein und ermög-
lichten so eine konstruk�ve Reflexion ihrer 
academic papers.

Das Programm startete am Sonntag mit 
der Vorlesung „History & Method of 
Post-Keynesian Macroeconomics“. Marc 
Lavoie (University of O�awa) zeigte die 
Unterschiede zwischen dem postkeynesi-
anischen Paradigma und dem so genann-
ten New Consensus aus neoklassischen 
und neokeynesianischen Elementen auf. 
Weiterhin verdeutlichte er, dass der post-
keynesianische Ansatz sich mi�lerweile 
von der ihm zugeschriebene Rolle als Kri-
�ksammlung an der Neoklassik loslösen 
konnte und ein eigenes, kohärentes Erklä-
rungsmuster makroökonomischer Abläufe 
bietet – eine Einschätzung die sich im Pro-
gramm der folgenden Tage bestä�gen soll-
te. Im Anschluss an seine Vorlesung stand 
eine Kennenlernrunde im Programm. Je-
der Teilnehmer ha�e ein Poster mit Wis-
senswertem über sich selbst mitgebracht. 
Die Poster wurden im Konferenzraum aus-
gehangen. Durch die ersten persönlichen 
Informa�onen und witzigen Ideen auf den 
Postern gab es von Beginn an kein Eis zu 
brechen, sondern sofort jede Menge Ge-
sprächsstoff. 

Am Montag lautete das Forschungsfeld 
„Money, Credit & Finance“. Marc Lavoie 

erklärte, warum die Geldschöpfung en-
dogen abläu� und Zentralbanken daher 
weder die Geldmenge, noch die Infla�on 
effek�v steuern können. Vielmehr regu-
lieren Zentralbanken kurzfris�ge Zinssätze 
und damit eher die Inves��onstä�gkeit. 
Im Anschluss referierte Hansjörg Herr 
(Hochschule für Wirtscha� & Recht Berlin) 
über die Rolle von Unsicherheit und Pfad-
abhängigkeit in einer Kreditgeldwirtscha�. 
Am Abend erwartete uns eine dreistündi-
ge Bootsrundfahrt durch Berlin. Von der 
Spree und ihren Kanälen aus konnten wir 
dabei die face�enreiche Architektur Ber-
lins bewundern. Kün�igen Teilnehmern 
der Summer School sei allerdings angera-
ten, auf dem Oberdeck vor den niedrigen 
Brücken über die Spree den Kopf einzuzie-
hen.

Am nächsten Morgen sprach Robert A. 
Blecker (American University, Washington 
DC.) zum Thema „Distribu�on & Growth“. 

Summer School on Keynesian Macroeconomics 
and European Economic Policies

von Bedia Sahin und Sebas�an Gechert

chende Lösungsansätze aufgezeigt werden 
können. 

Abschließend ist auszuführen, dass sich die 
vorliegende Arbeit mit der Nutzung des 
Instruments Benchmarking, den Zwischen-
ergebnissen des Benchmarking-Prozesses 

und der Diskussion daraus resul�erender 
spezifischer Problemkonstella�onen der 
Diakonie auseinandersetzt. Die besondere 
Herausforderung der Arbeit ist es dabei, 
die Untersuchung betriebswirtscha�licher 
Fragestellungen im diakonischen Kontext 
zu sehen. Herausgearbeitet wird, dass die 

Diakonie die Betriebswirtscha� als Wissen-
scha� in ihren Dienst stellen muss, damit 
deren Erkenntnisse und Instrumente einen 
wesentlichen Beitrag zum erfolgreichen 
Umgang mit den umfangreichen aktuellen 
Herausforderungen leisten können. 

Bedia Sahin
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Im Rahmen von kaleckianischen Modellen 
analysierte er die Wirkung der funk�o-
nalen Einkommensverteilung auf Inves-
��onen, Konsum und Außenhandel. Am 
Nachmi�ag hielt Robert einen weiteren 
Vortrag. Er knüp�e an das Thema Außen-
handel an und stellte die theore�sche 
Fundierung und empirische Nachhal�g-
keit exportorien�erten Wachstums in Fra-
ge. Özlem Onaran (Wirtscha�suniversität 
Wien) legte später den Schwerpunkt auf 
die Einflussgrößen der Einkommensvertei-
lung und erweiterte den Fokus auf Schwel-
len- und Entwicklungsländer.

Der Mi�woch stand ganz im Zeichen der 
Finanzkrise. Eckhard Hein (Hochschule für 
Wirtscha� & Recht Berlin) lieferte mit sei-
ner Vorlesung über „Financialisa�on“ ei-
nen postkeynesianischen Erklärungsansatz 
für die Entstehung der Krise. Mit seinem 
Modell, das das Finanzmarkt-getriebe-
ne Wachstum der letzten Jahre abbildet, 
zeigte er die systemimmanente mi�elfris-
�ge Instabilität, die aus dem Bedeutungs-
gewinn des Finanzsektors hervorging. Am 
Nachmi�ag erwartete uns ein Highlight 
der Woche: Eine Podiumsdiskussion mit 
Marica Frangakis (Na�onal Bank of Greece 
Group), Marc Lavoie, Robert Blecker und 
Philip Ares�s (University of Cambridge, 
England), moderiert von Till van Treeck 
(IMK), zu Ursachen und Überwindungs-
möglichkeiten der Finanzkrise. Dass die 
laxe Geldpoli�k der USA und gierige Ma-
nager die Hauptschuldigen seien, wurde 
als zu oberflächlich verneint. Die Podiums-
teilnehmer sahen vielmehr die ungleiche 
Einkommens- und Vermögensverteilung 
sowie die globalen Zahlungsbilanz-Un-
gleichgewichte als �efere Ursachen an. 
Allerdings wurde auch nicht mit Selbstkri-
�k gespart. Die Wirtscha�swissenschaf-
ten hä�en einer ganzen Genera�on von 

Akademikern das falsche Rüstzeug an 
die Hand gegeben und Unsicherheit zum 
kalkulierbaren Risiko erklärt, wodurch 
Systemrückkopplungen ausgeblendet 
wurden. In diesen Ursachen lägen auch 
die langfris�gen Lösungsmöglichkeiten. 
Kurzfris�g dagegen müsse fiskalpoli�sch 
stärker und zumindest EU-weit koordiniert 
gegengesteuert werden, da die Geldpoli�k 
allein in der gegenwär�gen Liquiditätsfalle 
wirkungslos bliebe. Ohne eine gute Boni-
tät der Kreditnachfrager nütze auch Quan-
�ta�ve Easing nichts.

Das Vormi�agprogramm am Donnerstag 
umfasste Präsenta�onen von zwei aca-
demic papers zum Finanzmarkt. Margit 
Schratzenstaller vom Ins�tut für Wirt-
scha�sforschung in Wien sprach über die 
Mo�ve, Durchführbarkeit und Wirkung 
einer allgemeinen Transak�onssteuer im 
Finanzsektor. Im Anschluss zeigte Trevor 
Evans (Hochschule für Wirtscha� & Recht 
Berlin) einige interessante Zeitreihen zum 
Vorfeld der Finanzkrise. Der Nachmi�ag 
stand zur freien Verfügung. Die Seniors 
nutzen die Zeit zum Arbeiten, die Juniors 
organisierten eine Fahrradtour durch Ber-
lin oder machten sich gemütliche Stunden 
am See.

Der nächste Tag begann mit der Vorle-
sung von Engelbert Stockhammer (Wirt-
scha�suniversität Wien) zum „Labour 
Market“. Wir disku�erten insbesondere 
das Konzept einer endogenen NAIRU, die 
im postkeynesianischen Ansatz kein Gra-
vita�onszentrum für die tatsächliche Ar-
beitslosenquote darstellt, sondern dieser 
vielmehr langfris�g folgt. Am Nachmi�ag 
ver�e�e Stefan Ederer (WIFO, Wien) den 
NAIRU-Ansatz im Hinblick auf offene Volks-
wirtscha�en. Anschließend präsen�erte 
Heike Joebges vom IMK eine Vergleichsa-
nalyse zweier Arbeitsnachfragefunk�onen 
im IMK-Konjunkturmodell. Mit einer key-
nesianischen Arbeitsnachfragefunk�on 
erzielt das Modell bei ex-post-Prognosen 
genauere Ergebnisse als mit einer neoklas-
sischen. Außerdem kann die neoklassische 
Funk�on das stagnierende Beschä�igungs-
volumen in Deutschland bei gleichzei�ger 
Lohnmodera�on nicht erklären.

Die Vorlesung von Philip Ares�s am Sams-
tag mit dem Titel „Economic Policies in Eu-
rope“ war, aufgrund seiner ironischen Art, 
sehr interessant und humorvoll aufgebaut. 

Wir disku�erten insbesondere die Be-
deutung koordinierter Geld-, Fiskal-, und 
Lohnpoli�k. Am Nachmi�ag trugen Tors-
ten Niechoj und Achim Truger vom IMK 
ihre Arbeit zum Thema „Fiscal Policy in the 
Hands of Mainstream Economists“ vor. Sie 
zeigten mit einer Simula�on die prozykli-
schen Konjunkturwirkungen der kürzlich 
in Deutschland beschlossenen Schulden-
bremse. An diesem Nachmi�ag waren die 
Juniors auf besondere Art gefordert. Die 
study groups ha�en ein Rollenspiel vorzu-
führen. Dabei konnten wir aussuchen, ob 
wir uns an die bereits formulierten Szenen 
(abges�mmt mit dem Forschungsfeld des 
Tages) halten oder uns eigenständig einen 
Sketch ausdenken möchten. Die krea�ven 
Einfälle, von der psychotherapeu�schen 
Beratung einer selbstzweifelnden EZB bis 
zum wirtscha�spoli�schen Zielelfmeter-
schießen, brachten die Summer School 
zu einem humorvollen Abschluss. Auch 
die Lecturers ha�en, auf den Wunsch der 
Juniors hin, ihren Au�ri�. Sie ernteten für 
ihre ironische Darstellung einer poli�schen 
Gesprächsrunde viel Beifall.

Während wir versuchten im Rahmen der 
Lehreinheiten mit den Seniors mitzu-
halten, machten sie bei den sportlichen 
Freizeitak�vitäten eine sehr gute Figur. 
Die IG Metall Bildungsstä�e am Pichelsee 
bot, aufgrund ihrer naturnahen Lage und 
Aussta�ung, nicht nur ein anregendes 
Arbeitsumfeld, sondern auch Raum für 
Ak�vität und Entspannung. So spielten 
wir abends Fußball und Volleyball, gin-
gen Schwimmen, saßen bis in die späten 
Stunden im Freien und ha�en Zeit für den 
persönlichen Austausch. Gemeinsame 
Erlebnisse wie die Jagd auf zwei Füchse, 
die die Portemonnaies der Fußballspieler 
geklaut ha�en oder Philip Ares�s Kochak-
�on für Liebhaber der türkischen Kaffee-
Genuss-Kultur bleiben uns als einzigar�ge 
Erinnerungen.

Die Teilnahme an dieser Summer School 
bot die exklusive Möglichkeit, uns eine 
Woche lang mit Gleichgesinnten und Per-
sönlichkeiten aus aller Welt im Hinblick auf 
diverse Forschungsfragen auszutauschen. 
Die nächste Summer School von IMK und 
FMM wird 2011 sta�inden. Aus Sicht der 
diesjährigen Veranstaltungen möchten wir 
potenziellen Interessenten unbedingt eine 
Teilnahme an der kommenden Summer 
School empfehlen.

Sebastian Gechert
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„Ein Wirtscha�singenieur – was ist das? 
Was macht er? Hat der Beruf des Wirt-
scha�singenieurs Zukun� und welche 
Chancen hab ich nach dem Studium auf 
dem Arbeitsmarkt? Und wie sieht dieses 
Studium aus?“

Fragen, die sich im Moment viele Abitu-
rienten stellen, die sich mit dem Studium 
des Wirtscha�singenieurwesens ausein-
ander setzen. Probleme, die uns auch 
zum Tag der offenen Tür der Technischen 
Universität Chemnitz am 6. Juni 2009 be-
gegnet sind.

Wir haben die Antworten - die Hoch-
schulgruppe Chemnitz des Verbands 
Deutscher Wirtscha�singenieure e.V. 
(VWI), begleitet und unterstützt Studen-
ten des Wirtscha�singenieurwesens an 
der TU Chemnitz auf ihrem Weg ins Be-
rufsleben.

Von der Beratung zum Studiengang bei 
Veranstaltungen, wie dem genannten 
Tag der offenen Tür, über die Erstsemes-
tereinführung, bis zur Unterstützung bei 
der Suche nach Prak�kums- oder Arbeits-
stellen bieten wir als Hochschulgruppe 

ein breites Spektrum an unterstützenden 
Maßnahmen für die Studenten an. Dazu 
kommen Informa�onsveranstaltungen, 
Workshops  und Exkursionen, sowie das 
geplante Angebot von Nachhilfestunden. 
Neben der fachlichen Weiterbildung und 
dem Kontakt zur Wirtscha� werden da-
bei auch die immer wich�geren sozialen 
Kompetenzen vermi�elt, die persönliche 
Entwicklung gefördert und Einblicke in 
das spätere Berufsleben ermöglicht.

Regelmäßig gestalten wir Angebote im 
Freizeitbereich (Theaterbesuche etc.) 
oder nehmen an bundesweiten We�be-
werben, wie den „krea�Fallstudien“, teil, 
deren Halbfinale wir 2009 bereits zum 
vierten Male organisiert haben. 

Wir gehören als Hochschulgruppe Chem-
nitz mit unseren circa 50 Mitgliedern 
ebenfalls dem Bundesverband des VWI 
an. Dieser wurde bereits 1932 mit Sitz 
in Berlin gegründet und zählt inzwischen 
über 4600 Mitglieder, davon etwa 2300 
Studenten, die sich in 33 Hochschulgrup-
pen organisieren. 

Der Bundesverband zeichnet sich neben 

der intensiven Zusammenarbeit mit den 
Hochschul- und Alumnigruppen,  insbe-
sondere durch die Betreuung der ordent-
lichen Mitglieder aus, das heißt derer, die 
das Studium schon hinter sich gelassen 
haben. Auch hier gibt es die Möglichkeit 
bei verschiedensten Veranstaltungen 
mit anderen Wirtscha�singenieuren in 
Kontakt zu treten, um seinen Erfahrungs-
schatz zu erweitern. Die bedeutendste 
Veranstaltung darunter ist der Deutsche 
Wirtscha�singenieurtag (DeWit), bei 
dem sich neben der Teilnahme an ex-
klusiven Gastvorträgen die Möglichkeit 
bietet mit hochrangigen Persönlichkeiten 
der Wirtscha� zusammen zu treffen.

Man sieht also – der Verband Deutscher 
Wirtscha�singenieure ist eine gute 
Adresse. Jedoch nicht nur  für jene, die 
in dieser Fachrichtung tä�g sind, sondern 
auch im Allgemeinen für Wirtscha�sun-
ternehmen der verschiedensten Brachen, 
deren Interesse gerne gesehen ist.

So besteht regelmäßig die Möglichkeit in 
Koopera�on mit dem VWI-Dachverband 
oder auch unserer Hochschulgruppe in 
Chemnitz Veranstaltungen, wie Firmen-
exkursionen oder Vorträge, durchzufüh-
ren.

Weitere Informa�onen findet man unter 
h�p://www.vwi.org oder h�p://www.
vwi-chemnitz.de.

Der Brückenschlag zwischen Ingenieur- und Wirtscha�swissenscha�en
Der Verband Deutscher Wirtscha�singenieure e.V. (VWI) Hochschulgruppe Chemnitz

von Ronny Weinrich

Die VWI Hochschulgruppe Chemnitz bietet Ingenieuren wie auch Wirtschaftswis-
senschaftlern ein breites Spektrum an interessanten Angeboten und Aktivitäten.

    Kontakt zu Studierenden
    verschiedener Semester
    Organisierte Bereitstellung 
    von Informationen rund 
    um das Studium

Unterstützung
beim Studium

    Bundesweite
    Veranstaltungen
    Onlineplattform

    

Netzwerk

    Exkursionen
    Vorträge

Berufliche
Orientierungshilfe

    Teilnahme an
    Aktivitäten aller Art
    Eigenorganisation 
    von Veranstaltungen
    

Erlernen von 
"Soft Skills"

    Fallstudien

    Mitgliederdatenbank

    Führung einer 
    Hochschulgruppe 
    Engagement auf
    VWI Bundesebene 

http://www.vwi.org
http://www.vwi-chemnitz.de
http://www.vwi-chemnitz.de
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15. Oktober 2009

18:00 Uhr, TU Chemnitz, N111

Kri�sche Fragen zum Au�au Ost werden 
am 15. Oktober 2009 um 18 Uhr im Rah-
men der Podiumsdiskussion „Au�au Ost: 
Eine kri�sche Bilanz“ an der TU Chemnitz 
gestellt.

Es disku�eren West- und Ostdeutsche, 
die den Au�au nach dem Zusammen-
bruch der DDR an wesentlichen Stellen 
im Raum Chemnitz mitgestaltet haben.

Weitere Informa�onen erteilt die Profes-
sur Finanzwirtscha� und Bankbetriebs-
lehre, Telefon 0371/531-26190.

28. bis 30. Oktober 2009

ab 09:00 Uhr, TU Chemnitz, N113

In der 3-tägigen Veranstaltung „Praxis des 
Investment Banking“ berichten Experten 
über neue Entwicklungen sowie Auswirk-
ungen der Finanzkrise im wertpapierorien-

�erten Kapitalmarktgeschä�.

Nähere Informa�onen sowie Möglichkeit 
zur Anmeldung unter: h�p://www.tu-
chemnitz.de/wirtscha�/bwl4/ibinfo.php.

30. Oktober 2009

09:00 bis 18:00 Uhr, TU Chemnitz, N113

Der Lehrstuhl für Marke�ng und Han-
delsbetriebslehre engagiert sich seit nun-
mehr 15 Jahren intensiv um die Entwick-
lung des wissenscha�lichen Verständnis-
ses für die Wirkungen von Events und die 
Einsatzperspek�ven im Marke�ng. 

Dies soll Anlass sein, im Rahmen der Ver-
anstaltung „Even�orschung – Stand und 
Perspek�ven“ am 30. Oktober 2009 an 
der TU Chemnitz Bilanz zu ziehen.

Weitere Informa�onen, Online-Anmeld-
ung sowie Veranstaltungsprogramm  
unter: h�p://www.tu-chemnitz.de/wirt-
scha�/bwl2/konferenz/index.php

November 2009

TU Chemnitz, WiWi-Fakultät

Die Fakultät für Wirtscha�swissenschaf-
ten der TU Chemnitz veranstaltet Mi�e 
November 2009 das 5. Alumni-Treffen. 

Ausführliche Informa�onen, Online-An-
meldung sowie Veranstaltungsprogramm 
werden sich demnächst unter h�p://
www.tu-chemnitz.de/tu/alumni/index.
php finden lassen.

Wintersemester 2009/2010

TU Chemnitz, WiWi-Fakultät, TW7

Im Rahmen des Wirtscha�swissenscha�-
lichen Forschungsseminars der Professur 
für Finanzwissenscha� werden in diesem 
Semester Gastvorträge zu verschiedenen, 
wirtscha�lichen Themen veranstaltet.

Informa�onen hierzu wird es unter h�p://
www.tu-chemnitz.de/wirtschaft/vwl4/
forschungsseminar/index.php geben.

Veranstaltungshinweise

Das gegenwär�ge Wirtscha�en lebt 
langsam, aber ste�g immer mehr auf 
Kosten kommender Genera�onen. Von 
der Zukun� zu leben ist aber nicht zu-
kun�sfähig.
Werner Müller

Jedem Arbeiter die Früchte seiner Arbeit 
zu sichern oder dies so gut wie möglich 
zu versuchen, ist eine würdige Aufgabe 
für jede gute Regierung.
Abraham Lincoln

Nicht die Poli�k ist unser Schicksal, 
sondern die Wirtscha�.
Walther Rathenau

Man versteht die Poli�k nicht rich�g, 
wenn man von der Wirtscha� nichts 
weiß.
Richard von Weizsäcker

Keine Na�on wurde vom Handel ruiniert.
Benjamin Franklin

Der Handel ist die Schule des Betrugs.
Vauvenargues

Handel ist ein sozialer Vorgang.
John Stuart Mill

Mit Fristgeben gedeiht der Handel.
Aus Kamerun

Infla�on ist wie die Sünde: Jede Regie-
rung verdammt sie, und jede Regierung 
prak�ziert sie.
Sir Frederick Leith-Ross

Wir werden niemals Infla�on verhindern 
können, solange wir der Regierung nicht das 
Monopol der Geldausgabe wegnehmen.
Friedrich August von Hayek

Ich bin sicher, dass der Börsenkrach von 
1929 noch einmal passieren wird. Nur 
weiß man nicht wann. Alles, was man für 
einen neuen Zusammenbruch braucht 
ist, dass die Erinnerung an diesen letzten 
Wahnsinn schwächer wird.
John Kenneth Galbraith

Das endlose Wachstum materiellen 
Wohlstands, von dem wir die Lösung 
aller Probleme erhoffen, ist selbst zum 
Hauptproblem geworden.
John Kenneth Galbraith

Ökonomisches Denken ist die Überlebens-
strategie für das nächste Jahrhundert.
Gerhard Schröder

Die Volkswirtscha� ist kein Pa�ent, den 
man pausenlos operieren kann.
Ludwig Erhard

Zitate und Ökonomie
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